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Abstract

Ein Schweizer Isolationismus ist fur die SP undenkbar. Als Sozialdemokrat.:innen haben wir
ein europdisches Selbstverstananis, welches sich in das historische Freiheits- und Frie-
densprojekt der europdischen Integration einbettet. Darum engagieren wir uns aus Uber-
zeugung und seit jeher fiir gute und stabile Beziehungen der Schweiz zur Européischen
Union (EU) und haben die Zwischenschritte mit sektoriellen bilateralen Vertrdgen als Kom-
promiss immer gesttitzt. Heute ist kiar: Ohne ein institutionelles Dach dber den bilateralen
Vertrdgen bleibt der bilaterale Weg blockiert. Die Europdische Kommission ist nicht mehr
bereit, bestehende Marktzugangsabkommen aufzudatieren oder neue Abkommen abzu-
schiiessen. Ebentalls blockiert sind die jeweils fur sieben Jahre abgeschlossenen Koope-
rationsmaoglichkeiten der Schweiz in den EU-Programmen (z.B. Horizon Europe oder Eras-
mus+). Es braucht daher eine Kldrung der institutionellen Fragen, um die bilateralen Ver-
trdge sobald wie moglich aus ihrer Blockade zu befreien.

Die SP schidgt in der europapolitischen Roadmap vom Dezember 2021 vor, die Verhanad-
lungen mit der EU dringend wieder autzunehmen und in zwei Phasen aufzuteilen. In einer
ersten Phase wird ein auf finf Jahre befristetes Stabilisierungsabkommen verhandelt, wel-
ches die Teilnahme an den Kooperationsabkommen und einen Ausbau der schweizeri-
schen Kohdsionsleistung regelt. Aufbauend auf diesem befristeten Stabilisierungsabkom-
men sind in einer zweiten Phase ab 2023 Verhandlungen tiber ein Assoziierungsabkom-
men anzustreben. Dieses regelt den Binnenmarkizugang und die damit verbundenen in-
Stitutionellen Fragen. Fur die innenpolitische Abstitzung und Legitimation dieser Assoziie-
rung sollen deren Rahmenbedingungen in einem Europagesetz geregelt werden. Die «As-
sozijerung» — ein eigentliches Wirtschafts- und Kooperationspaket — stellt eine notwendige
Weiterentwicklung und Neubezeichnung des bisherigen «bilateralen Wegs» dar.’

Fur die SP ist das jedoch nur die zweitbeste L osung und lediglich als gebotener Zwischen-
schritt anzustreben. Denn fur die SP ist kiar, dass ein gut ausgehandelter EU-Beitritt die
beste Option bleibt. Die Vorteile eines Beitritts, der die im vorliegenden Papier formulierten
Bedingungen erfiillt, dberwiegen die Nachteile eindeutig. Die Schweiz wiirde dort mitbe-
stimmen konnen, wo die Politik in und fir Europa und damit auch fir die Schweiz im 21.
Jahrhundert gemacht wird und so auch mit Rechten und Pflichten zum europédischen Frie-
dens- und Integrationsprojekt beitragen. Zudem wtirde sie von einer in vielen Bereichen
progressiveren europaischen Politik profitieren. Gleichzeitig muss ein EU-Beitritt insbeson-
dere in den Bereichen Lohnschutz, Service Public und direkte Demokratie gut ausgehan-
delt sein, damit schweizerischen Errungenschaften erhalten und weiterentwickelt werden
konnen.

' Zur Bedeutung von Begriffen wie «Assoziierungsabkommen», siehe den Glossar des EDA «ABC der Europapolitik».
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2. EUROPA IST DIE ERWEITERUNG UNSERER POLITISCHEN HEI-
MAT

Als Sozialdemokrat:innen setzen wir uns auf allen Kontinenten flr ein System ein, das Frei-
heit, Gleichheit und Wohlstand fur alle Menschen ermdéglicht und in der die Staaten in Frie-
den und auf der Basis des Volkerrechts zusammenarbeiten. Im Verbund mit inren Schwes-
terparteien der Progressiven Allianz (PA) und der Sozialdemokratischen Partei Europas
(SPE) engagiert sich die SP Schweiz dafir ein, die Macht des Kapitals zurlickzudrangen und
das Primat demokratischer Politik herzustellen. Die Grundséatze der internationalen Solidari-
tat und des regelbasierten Multilateralismus leiten unsere Aussenpolitik. Darum haben wir
seit jeher den Beitritt unseres Landes zu den Vereinten Nationen beflrwortet und fordern
auch heute ein starkeres internationales Engagement der Schweiz. Die Nachhaltigkeitsziele
(SDG) der Vereinten Nationen sind flr uns unverhandelbare Richtschnur der Schweizer Aus-
senpolitik.

Als Schweizer Sozialdemokrat:innen haben wir ein européisches Selbstverstandnis, welches
sich in das historische Freiheits- und Friedensprojekt der européischen Integration einbettet.
Dass Frieden, Wohlstand und Demokratie die heutige Lage in der Schweiz pragen, hangt
nicht nur mit der helvetischen Politik zusammen, sondern auch mit den bestehenden euro-
paischen Rahmenbedingungen.

Das Projekt der europaischen Integration entstand insbesondere aus dem Wunsch, den
Kontinent aus den nationalistischen und imperialistischen Auseinandersetzungen, die zu
den beiden Weltkriegen geflhrt hatten, herauszufihren. Auf dem Gebiet der Europaischen
Union (und deren Vorgangerorganisationen) fand seit deren Grindung kein internationaler
bewaffneter Konflikt mehr statt. Die européische Integration hat nach dem Fall der Berliner
Mauer und dem Zerfall der Sowjetunion auch in den dstlichen Landern des Kontinents die
Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie gestarkt. Trotz anhaltender Krisen
und Ungleichheiten blieben diese Errungenschaften bestehen. Sie sind dem Prozess der
politischen Integration Europas zu verdanken.

Politik findet zunehmend auf inter- und supranationaler Ebene statt. In einer wirtschaftlich
immer stéarker vernetzten Welt verkleinern sich die Handlungsspielrdume von Nationalstaa-
ten, gehen aber nicht vollends verloren. Es wird weiterhin politische Handlungsfelder geben,
die nationalstaatlich gepragt und entschieden werden. Dies ist aber kein Argument, die eu-
ropaische Integration in den Politikfeldern jenseits des Nationalstaates abzulehnen oder ak-
tiv durch «Nichtbindung» mit anderen Staaten zur Schwachung der Lédsungssuche beizutra-
gen. Um einen echten Beitrag zur Bewéltigung der grossen Herausforderungen unserer Zeit
- soziale Ungleichheit, Klimakatastrophe, Digitalisierung sowie Bewahrung von Frieden und
Demokratie - zu leisten, muss darum unsere sozialdemokratische Handlungsperspektive
eine globale sein. Dies gilt umso mehr, als die Welt spatestens seit Beginn der 1990er Jahre
ein unUbersichtlicher Ort geworden ist. Der Aufstieg Chinas zur Weltmacht ist eine riesige
Herausforderung fur die Demokratie. Ebenso die autokratischen Regimes an den Grenzen
unseres Kontinents: Beispielsweise kdnnen die Menschenrechtsverletzungen in der Turkei
durch das Erdogan-Regime, in Weissrussland durch das Lukaschenko-Regime und in Russ-
land durch das Putin-Regime unter keinen Umstanden gerechtfertigt werden. Aber auch die
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US-amerikanische Demokratie scheint sich trotz der Abwahl von Donald Trump in einer
Phase der Instabilitat zu befinden: Das US-Wahlsystem schrankt durch sog. Gerrymandering
(Wahlkreisschiebung) zunehmend den Zugang von Minderheiten zu Wahlen ein, ein beun-
ruhigender rassistischer und frauenfeindlicher Diskurs wurde salonféahig und der substanzi-
elle Einfluss des Grosskapitals auf die US-Demokratie bleibt hochgradig problematisch.

Diese besorgniserregenden Entwicklungen haben verschiedene Ursachen. Eine davon ist
die lllusion, dass die Ausweitung der Marktlogik auf die ganze Welt automatisch zu mehr
Frieden und Demokratie fuhren wirde. Diese Phase in der Geschichte des Kapitalismus hat
jedoch vor allem den Aufstieg Chinas und seines autoritaren Gesellschaftsmodells beschleu-
nigt. Sie hat auch die lohnabhangigen Klassen in den westlichen demokratischen Landern
geschwacht, die Ungleichheit verstarkt und die 6kologische Zerstérung des Planeten be-
schleunigt. Diese Entwicklungen haben die Demokratien unter Druck gesetzt und schaffen
einen Nahrboden fur antidemokratische und rechtsextreme Kréafte, auch in Europa. Aus ei-
ner globalen Perspektive kann jedoch auch festgehalten werden, dass die starkere wirt-
schaftliche Vernetzung die internationale Kooperation flr eine Losungssuche bei grenziber-
schreitenden Problemen tendenziell gestarkt hat. Es hat sich in Europa und weltweit ein
Bewusstsein herausgebildet, dass zahlreiche Probleme nicht mehr durch einzelne Staaten
allein gel6st werden kdénnen.

Ein soziales, demokratisches und 6kologisches Europa, das von den lllusionen des allmach-
tigen Marktes abruckt, ist ein entscheidendes Bollwerk gegen die gefahrlichen Entwicklun-
gen der Globalisierung sowie alter und neuer Imperialismen. Es liegt daher in der Verantwor-
tung der Sozialdemokratie Uberall auf dem Kontinent, das politische Projekt der européi-
schen Integration zu starken, indem mit dem neoliberalen Modell gebrochen und fur ganz
Europa eine soziale und dkologische Reformagenda durchgesetzt wird.

Trotz ihrer Unvollkommenheiten ist die Schweiz ein Beispiel fur den Erfolg eines Gemeinwe-
sens, bei dem ein starker demokratischer Anspruch und die Achtung weitreichender lokaler
Autonomien neben der Integration teilsouveraner Kantone in einen Bundesstaat bestehen
konnen. Als Schweizer Sozialdemokrat:innen wollen wir diese Geschichte und foderalisti-
sche Kultur in den Prozess der europaischen Integration einbringen, um den européaischen
Foderalismus zu starken.

Die Zukunft der Schweiz hangt weitgehend von der Zukunft Europas ab, und diese hangt
vom Erfolg der européischen Integration ab. Somit ist Europa die Erweiterung unserer poli-
tischen Heimat. Ein Schweizer Isolationismus ist fur die SP undenkbar. Darum setzen wir
uns seit jeher fur gute und stabile Beziehungen mit der EU und deren Mitgliedsstaaten ein.
Angesichts der aktuellen Blockade braucht es aber eine Europapolitik, die Uber gute Bezie-
hungen hinausgeht. Es gentgt nicht mehr, im schweizerischen Sonderfall-Denken verhaftet
zu bleiben und daflr zu sorgen, dass sich die Schweiz mit der EU irgendwie arrangiert. Wir
wollen endlich dort mitbestimmen kénnen, wo im 21. Jahrhundert die Politik in Europa ge-
macht wird. Wir wollen ein friedliches, demokratisches, soziales und 6kologisches Europa
mitgestalten. Im Interesse aller Menschen dies- und jenseits der Landesgrenzen. Wir wollen
von innen her mithelfen, dass die EU noch starker zu einem politischen Projekt wird, in dem
Demokratien nicht von Supermachten oder von Grosskonzernen gegeneinander
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ausgespielt werden kdénnen. Unser Ziel ist darum - wie im Parteiprogramm verankert und
am Parteitag vom 28. August 2021 bestéatigt - der EU-Beitritt der Schweiz.

Der Fokus des vorliegenden Papiers liegt auf der EU. Weitere europaische internationale
Organisationen wie der Europarat oder die OSZE werden nicht beleuchtet. Der Grund liegt
darin, dass die Beziehungen zur EU endlich geklart werden mussen, wahrend die Beziehun-
gen zu den weiteren europaischen Organisationen bereits geklart sind. Fur die SP ist selbst-
verstandlich unbestritten, dass wir uns in den restlichen européaischen Organisationen mit
Nachdruck fur Frieden, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie einsetzen. In
diesem Sinne bleibt die Arbeit in den oben genannten Gremien und insbesondere im Euro-
parat fur die SP von grundlegender Bedeutung.

Das vorliegende Papier legt dar, wie sich die EU in den letzten Jahren aus sozialde-
mokratischer Sicht entwickelt hat, welche Optionen die Schweiz in ihrem Verhaltnis
zur EU hat, unter welchen Bedingungen die Vorteile eines Beitritts die Nachteile liber-
wiegen, und wie und mit welchen Zwischenschritten unsere Ziele erreichbar werden.
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3. ENTWICKLUNG DER EU AUS SOZIALDEMOKRATISCHER SICHT

Die européische Integration war von Anfang an ein Projekt, das sich aus friedenspolitischen
Grunden stark in seiner wirtschaftlichen Dimension entwickelt hat. Dass damit aber keine
politische Dimension einhergegangen ware, ist ein Mythos. Aus der Gemeinschaft fur Kohle
und Stahl (1952), der Européaischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) sowie der Européi-
schen Atomgemeinschaft (beide 1958) entwickelten sich ab 1959 regelmassige Treffen der
Aussenminister:iinnen, um Fragen der internationalen Politik zu vertiefen und gemeinsame
Positionen zu entwickeln. 1993 wurde mit den Maastrichtern Vertragen der Européaische
Binnenmarkt geschaffen. Die foderale Balance zwischen Européischer Union, Mitgliedsstaa-
ten und Regionen ist seither immer wieder Diskussionspunkt der Weiterentwicklung der EU.

3.1 Binnenmarkt und Freizigigkeit

Fundament des 1993 geschaffenen Binnenmarktes sind die vier Grundfreiheiten des freien
Warenverkehrs, der Dienstleistungsfreiheit, des freien Kapital- und Zahlungsverkehrs und
der Personenfreizigigkeit. Wahrend die drei zuerst genannten Freiheiten rein wirtschaftli-
cher Natur sind, ist die Personenfreizligigkeit auch ein grundlegendes Freiheitsrecht euro-
paischer Burger:innen. Sie gewahrt allen Européer:innen das Recht, sich Uberall in Europa
niederzulassen und auf dem Arbeitsmarkt jedes Landes gleiche Rechte wie die einheimi-
sche Bevolkerung zu erhalten. Mit der Personenfreizigigkeit ist in Europa grenzuberschrei-
tende Mobilitat ein Freiheitsrecht fur alle mit entsprechendem EU/EFTA-Pass oder mit einer
Aufenthaltsbewilligung in einem EU-Staat geworden. Gleichzeitig erhdhen Freizigigkeit und
grenzUberschreitende Dienstleistungsfreiheit ohne flankierende Schutzpolitik flr gute Lohne
und faire Arbeitsbedingungen den Konkurrenzkampf auf den Arbeitsmarkten und verstéar-
ken den Lohndruck nach unten. Per se ist die européaische Personenfreizigigkeit eine sozi-
ale Errungenschaft - ohne begleitende Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik kann sie aber Un-
gleichheiten und soziale Probleme verscharfen.

Die Entwicklung einer eigentlichen Sozialpolitik auf européischer Ebene wurde erst im Zuge
der verstarkten Integration ab dem Ende der 1980er Jahren verfolgt. Diese Entwicklung in
den letzten Jahrzehnten war jedoch alles andere als linear. Vereinfachend kann sie in drei
Zeitperioden unterteilt werden: die «soziale Periode» (1997-2005), die Periode sozialer RUck-
schritte (2005-2015) sowie die Periode der Wiederbelebung der sozialen Dimension der EU
(2015 bis heute).”

3.2 Soaziale Fort- und Riickschritte

Die Jahre 1997-2005 werden oft als «soziale Periode» der EU bezeichnet. Dieser Zeitraum
war gepragt durch einen besonderen Kontext. Erstens traten mit der Erweiterung um Finn-
land, Schweden und Osterreich im Jahr 1995 drei wohlhabende Nettozahler mit ausgeprag-
ten Wohlfahrtsmodellen der EU bei. Zweitens wurden zwischen 1997 und 2003 die Mehrheit
der EU-Mitgliedstaaten durch sozialdemokratische Regierungen gefuhrt, welche allein oder

? Bart Vanhercke, Dalila Ghailani, Slavina Spasova, Philippe Pochet , « Conclusions : les tours et détours de deux décen-
nies de politique sociale de I'UE », in : Bart Vanhercke, Dalila Ghailani, Slavina Spasova, Philippe Pochet (Hrsg.), Bilan
social de I'Union européenne 1999-2019 - une route longue et sinueuse (2020), 198-205.
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in Koalition mit anderen Parteien regierten. Die Kombination dieser beiden Faktoren ermog-
lichte Fortschritte u.a. im Bereich des Elternurlaubs, der Teilzeitarbeit, der befristeten Arbeits-
vertrage, der Antidiskriminierungspolitik sowie der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes
am Arbeitsplatz. Ein weiterer Meilenstein in diesem Zeitraum war im Jahr 2000 die Prokla-
mation der EU-Charta der Grundrechte, welche 2009 in den Vertrag von Lissabon aufge-
nommen wurde (der bislang letzten Ermeuerung der EU-Vertrage). Andererseits war dies
auch der Zeitraum, in dem zentrale Entscheidungen zur Liberalisierung des Service Public
in den Bereichen Strom, éffentlicher Verkehr und Postdienste getroffen wurden, auch wenn
es lange dauerte, bis diese umgesetzt wurden.

Am Ende dieser Periode geriet die soziale Dimension Europas aus verschiedenen Grinden
unter Druck, was zur Periode der sozialen Ruckschritte von 2005-2015 fUhrte. Erstens ka-
men mit der grossen EU-Erweiterung um die Lander Mittel- und Osteuropas (2004, 2007
und 2013) dreizehn neue Mitgliedstaaten hinzu, die einen grossen wirtschaftlichen Aufhol-
bedarf hatten. Der zweite Faktor war die globale Finanzkrise, die 2007/2008 begann und
sich schnell in vielen EU-Mitgliedsstaaten zu einer Staatsschuldenkrise entwickelte. Es
rachte sich nun, dass die Wahrungsunion nicht durch eine parallele Koordination der Wirt-
schafts- und Fiskalpolitiken ergénzt worden war Die Interessen der deutschen und franzési-
schen Wirtschaft wurden hoher gewichtet als die grundlegenden BedUrfnisse der Menschen
in Griechenland und anderen Teilen Sudeuropas. Drittens verloren die sozialdemokrati-
schen Parteien und andere linke Krafte Wahlen und wurden nach und nach in den nationa-
len Parlamenten und Regierungen sowie im Européischen Parlament von konservativen, li-
beralen und rechtspopulistischen Parteien bedrangt. Die Verluste der sozialdemokratischen
Fraktion im Europaischen Parlament in den Jahren 2004 und 2009 fUhrten dazu, dass die
zweite Barroso-Kommission (2010-2014) sehr rechtslastig war: Nur sechs der 27 Kommissi-
onsmitglieder waren sozialdemokratisch. Wahrend die neoliberale Politik der EU wahrend
der Finanzkrise auf die Stabilitat des Euros abzielte, kamen die Mitgliedsstaaten zum Teil
unter massiven Druck, ihre 6ffentlichen Ausgaben zu reduzieren, wobei die Sozialpolitik
meistens das erste Opfer war. In den Krisenlandern Griechenland, Irland, Portugal und Zy-
pern wurde gar die aus EU-Kommission, Europaischer Zentralbank (EZB) und dem Interna-
tionalen Wahrungsfonds bestehende «Troika» eingesetzt, die das demokratische Selbstbe-
stimmungsrecht von Millionen Menschen weitgehend aushebelte — ohne juristische und de-
mokratische Legitimation und Kontrolle. Die EZB férderte gleichzeitig in allen finanziell in
Bedrangnis geratenen Staaten Strukturreformen, welche von Sparzwangen geleitet waren
und oftmals mit den Bedurfnissen der Bevolkerung nach héheren 6ffentlichen Ausgaben fur
Sozialprogramme oder Investitionen fur die Modernisierung der Volkswirtschaften kollidier-
ten. Die Empfehlungen der EZB waren zudem haufig mit der Forderung nach Liberalisierung
und Deregulierung der Arbeitsmarkte verbunden.® Die verheerenden sozialen und wirt-
schaftlichen Auswirkungen dieser neoliberalen Austeritatspolitik sind bekannt.

Zugleich begann der Européische Gerichtshof (EuGH) in diesem neuen wirtschaftlichen und
politischen Kontext eines der Grundprinzipien der européaischen Personenfreiziigigkeit und
damit des sozialen Elements des Binnenmarktes in Frage zu stellen: die Gleichbehandlung

® Bart Vanhercke, Dalila Ghailani, Slavina Spasova, Philippe Pochet , « Conclusions : les tours et détours de deux décen-
nies de politique sociale de I'UE », in : Bart Vanhercke, Dalila Ghailani, Slavina Spasova, Philippe Pochet (Hrsg.), Bilan
social de I'Union européenne 1999-2019 - une route longue et sinueuse (2020), 200.
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zwischen standigen Arbeitenden und entsandten Arbeitenden aus anderen Mitgliedstaaten
(Vor-Orts-Prinzip: Gleicher Lohn fur gleiche Arbeit am gleichen Ort). In vier wegweisenden
Urteilen (Laval/ und Viking im Jahr 2007; Rdffert und Luxemburg im Jahr 2008) raumte der
EuGH den Marktfreiheiten Vorrang vor der Gleichberechtigung aller Arbeitenden ein. Diese
Falle erlaubten dge facto Sozialdumping innerhalb eines Landes zwischen Arbeitenden un-
terschiedlicher Herkunft. Aus politischer Sicht muss festgehalten werden, dass diese Ur-
teilserie bis heute die soziale Glaubwurdigkeit der Européaischen Union untergrabt. Als Re-
aktion auf die berechtigte Kritik von Seiten der Gewerkschaften und der Rechtswissenschaft
passte der EUGH seine Rechtsprechung im Jahr 2015 an (Elektrobudowa; Regiopost), ohne
jedoch den Grundsatz der Urteile Viking und Laval/- namlich, dass kollektive Massnahmen
von Arbeitenden die Freizligigkeitsrechte der Unternehmen im Binnenmarkt respektieren
mussen - Uber Bord zu werfen.*

3.3 Wiederbelebung der Sozialpolitik und Versagen in der Migrationsfrage

Mit Jean-Claude Junckers Prasidentschaft wurde die soziale Dimension der EU wiederbe-
lebt. Die Juncker-Kommission reagierte damit bewusst auch auf das Erstarken von rechten
und zum Teil rechtsextremen Parteien in vielen EU-Mitgliedslandern. In einer Rede vor dem
Europaischen Parlament im Oktober 2015 formulierte Kommissionsprasident Juncker sein
Ziel, dass die EU ein «soziales 7riple-A-Rating»> erreichen sollte. Im Zeitraum unmittelbar nach
der Finanzkrise, der weitgehend von den Brexit-Diskussionen dominiert wurde, versprach
Juncker eine Wiederbelebung der sozialen Dimension der EU und lieferte diese auch, vor
allem durch die feierliche Proklamation einer europaischen Saule sozialer Rechte (ESSR) im
November 2017. Die ESSR kann als sozialer Wendepunkt der EU angesehen werden, da
sie die Kommission erméachtigt, eine neue EU-Sozialagenda zu entwickeln. Dies flhrte zur
Verabschiedung von mehreren sozialpolitisch fortschrittlichen EU-Richtlinien (zur Vereinbar-
keit von Berufs- und Privatleben und zu transparenten Arbeitsbedingungen), der Schaffung
einer Européischen Arbeitsbehdrde und zur Empfehlung des Rates Uber den Zugang zum
Sozialschutz fur Arbeitende und Selbststandige. Mit der Anpassung der EU-Entsenderichtli-
nie 2018 wurde schliesslich auch das Vor-Orts-Prinzip «gleicher Lohn flr gleiche Arbeit am
gleichen Ort» zu einer rechtlichen Verpflichtung der Mitgliedsstaaten. Dies ist ein wichtiger
Fortschritt, auch wenn die entscheidende Frage der konkreten Umsetzung dieses Grundsat-
zes noch offen ist und die im Ubergeordneten Vertragsrecht verankerten Grundsatze des
freien Dienstleistungsverkehrs dem Européaischen Gerichtshof noch zu viel Ermessensspiel-
raum lassen, insbesondere im Zusammenhang mit den weitgehend unbestimmten Grunds-
atzen der Verhaltnismassigkeit und der Nichtdiskriminierung. Ironischerweise wurden die
sozialen Errungenschaften der letzten Jahre auch von der Tatsache begunstigt, dass das
Vereinigte Kénigreich nach dem Brexit-Referendum seine Rolle als Blockierer der sozialen
Integration Europas nicht mehr wahrnehmen konnte.

Neben der begrissenswerten Wiederbelebung der sozialen Dimension entwickelte sich die
EU in der Migrationspolitik hingegen aus sozialdemokratischer Sicht in die falsche Richtung.
Trotz der offensichtlich gewordenen Probleme wahrend der sogenannten «Fluchtlingskrise»

“ Sascha Garben, « Equilibrer les droits fondamentaux sociaux et économiques au sein de 'UE :
a la recherche d’une meilleure méthode », in : Bart Vanhercke, Dalila Ghailani, Slavina Spasova, Philippe Pochet (Hrsg.),
Bilan social de I'Union européenne 1999-2019 - une route longue et sinueuse (2020), 64.
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2015 ist die EU auch weiterhin nicht fahig, ihre unmenschliche Asyl- und Fluchtlingspolitik
zu reformieren. Die Mitgliedsstaaten inkl. der assoziierten Schweiz sind daran gescheitert,
das Dublin-System so umzusetzen, dass Flichtende ihre Destination wahlen kénnen, wah-
rend ein fairer Ausgleich zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen wird. Auch wenn sich die
EU-Kommission gegen Menschenrechtsverletzungen an der EU-Aussengrenze ausspricht,
konnte sie bisher die systemischen Fehlanreize von Landern wie Griechenland oder Kroa-
tien, Flichtenden ihre Asylrechte zu verwehren, nicht beseitigen. Mit dem im Herbst 2020
vorgelegten Migrationspakt versuchte die EU-Kommission, die politische Blockade mit ei-
nem Kompromiss aufzuldsen, lief damit aber einmal mehr bei den Mitgliedstaaten auf. Auch
wenn das angesichts der katastrophalen Zustande an den EU-Aussengrenzen fast nicht vor-
stellbar ist, ist trotzdem davon auszugehen, dass eine Renationalisierung der Migrationspo-
litik noch schlimmere Ergebnisse zeitigen wlrde. Denn in diesem Falle kdnnte beispiels-
weise bei Menschenrechtsverletzungen an den griechischen, ungarischen oder kroatischen
Grenzen kaum mehr Druck zur Einhaltung gewisser Minimalstandards aufgebaut werden,
wie dies immerhin heute geschieht. Gerade in der Migrationspolitik gilt der Grundsatz: Es
braucht nicht weniger, sondern mehr und vor allem ganz andere europaische Zusammen-
arbeit! Wie sich die durch Putins Aggression ausgeloste humanitare Krise in der Ukraine mit
Millionen von Fllchtlingen auf die europaische Migrationspolitik auswirkt, kann zum heuti-
gen Zeitpunkt noch nicht beurteilt werden.

Antrag der SP SG an den Parteirat vorn 24. Juni 2022 zum obenstehenden, grau hinterleg-
ten Abschnitt. Der Antrag wurde vom Parteirat mit 25:20 Stimmen angenommen, wird je-
doch vom Préasidium abgelehnt und entsprechend dem Parteitag zur abschliessenden Ab-
stimmung vorgelegt.

Antrag

Mitgliedstaater-autf- Dass sich die EU-Kommission gegen Menschenrechtsverletzun-

den an der EU-Aussengrenze ausspricht, kann nicht ernst genommen werden, so-
lange die EU gleichzeitig das Sterben im Mittelmeer in Kauf nimmt und beschéa-
mende Migrationsabkommen mit Landern an der EU-Grenze abschliesst, um Fliich-
tenden den Wegq in die Festung Europa zu versperren. Sogar Kompromisse in die-
sem Bereich, wie der im Herbst 2020 vorgelegte Migrationspakt der EU-Kommission,
beinhalten aus sozialdemokratischer Sicht inakzeptable Hindernisse fiir Flichtende,
schikanése Abschiebepraktiken und das Kernziel, Menschen aus Europa auszu-
schliessen.

Auch wenn das angesichts der katastrophalen Zustdnde an den EU-Aussengrenzen fast
nicht vorstellbar ist, ist trotzdem davon auszugehen, dass eine Renationalisierung der Mig-
rationspolitik noch schlimmere Ergebnisse zeitigen wirde. Denn in diesem Falle kénnte
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beispielsweise bei Menschenrechtsverletzungen an den griechischen, ungarischen oder
kroatischen Grenzen kaum mehr Druck zur Einhaltung gewisser Minimalstandards aufge-
baut werden, wie dies immerhin heute geschieht. Gerade in der Migrationspolitik gilt der
Grundsatz: Es braucht nicht weniger, sondern mehr und vor allem ganz andere europai-
sche Zusammenarbeit! Es braucht den Einsatz der SP als laute und konsequent kriti-

sche Stimme gegeniiber dem EU-Migrationsregime, damit sich die Schweiz in der
EU fiir dringende Reformen einsetzt.

Begriindung der Antragstellenden

Die Migrationspolitik der EU muss mit aller moglichen Kritik aufgenommen werden. FUr die
SP ist klar, dass die unmenschliche Behandlung von Fliichtenden und das Inkaufnehmen
von hunderten Toten auf den Fluchtwegen durch die EU einer der gréssten Schandflecke
der europaischen Politik ist. Deren Anderung ist unsere hdchste Prioritéat - speziell bei ei-
nem eventuellen EU-Beitritt.

Empfehlung des Prasidums: Modifizierte Annahme

«Auch wenn sich die EU-Kommission gegen Menschenrechtsverletzungen an der EU-Aus-
sengrenze ausspricht, konnte sie bisher die systemischen Fehlanreize von Landern wie
Griechenland oder Kroatien, Flichtenden ihre Asylrechte zu verwehren, nicht beseitigen.
Denn weiterhin besteht aufgrund der Ausgestaltung des Dublin-Systems der Fehlan-
reiz fir Lander an der EU-Aussengrenze, Flichtende gar nicht erst einreisen zu las-
sen. Die beschamenden Abkommen, die mit den an die EU angrenzenden Léndern -
wie beispielsweise mit der Turkei- abgeschlossen wurden, sind dabei keine Lésung
dieser Fehlanreize, sondern dienen nur dazu, Fliichtenden den Weg nach Europa zu
versperren. Mit dem im Herbst 2020 vorgelegten Migrationspakt versuchte die EU-Kom-
mission hingegen, die politische Blockade mit einem Kompromiss aufzuldsen, lief damit
aber einmal mehr bei den Mitgliedstaaten auf. (...)»

Begriindung des Prasidiums
Die Idee des Antrags ist unterstltzenswert. Mit dem vorliegenden, alternativen Vorschlag

soll diese Idee aufgenommen werden. Gleichzeitig soll das Kernproblem - die durch das
Dublin-System bestehenden Fehlanreize - bestehen bleiben und noch klarer ausformuliert
werden. Die beschamenden Abkommen wie beispielsweise mit der TUrkei muUssen tat-
séchlich erwé&hnt werden. Der Migrationspakt vom Herbst 2020 ist ein Versuch, die Fehlan-
reize zu beseitigen, was klar zum Ausdruck kommen soll. Der Grund des Scheiterns liegt
bei den Mitgliedsstaaten, nicht bei der Kommission. Der letzte Satz (Einsatz der SP gegen-
Uber dem EU-Migrationsregime) wird zur Ablehnung empfohlen, da er die Rolle der SP in-
nerhalb der EU Uberschatzt.
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3.4 Keynesianische Krisenpolitik als Wendepunkt

Die EU-Kommission mit Ursula von der Leyen an der Spitze konnte die européische Asyl-
und Fldchtlingspolitik bisher zwar nicht reformieren, fihrt jedoch die sozialpolitischen An-
strengungen der Juncker-Jahre weiter. Die europaische Saule der sozialen Rechte wird als
Ubergeordneter Rahmen der drei wichtigen Ubergénge verstanden, vor denen die EU steht:
der Ubergang zur Klimaneutralitt, der Nutzbarmachung der Digitalisierung im Interesse der
Menschen und dem Umgang mit dem demographischen Wandel. Diese fortschrittlichen Pri-
oritdten der «Kommission von der Leyen» wurden jedoch nach nur wenigen Monaten von
der Covid-Pandemie und seit kurzem auch vom Krieg in der Ukraine Uberschattet.

In Europa lief beim Ausbruch von Covid-19 zunéchst einiges schief, als die beiden wichtigs-
ten Lander egoistische Reflexe zeigten. Anfang Méarz 2020 liess Frankreich medizinische
Schutzkleider und Masken beschlagnahmen, worauf Deutschland den Export solcher Wa-
ren verbot. Nach Grenzschliessungen kam es zu kilometerlangen Staus an der deutsch-fran-
z6sischen Grenze. Supermarkte beflurchteten leere Regale. Nationale Schutzreflexe fUhrten
zu einer Situation, in der alle nur verlieren konnten. Dank der energischen Intervention der
Européischen Kommission und der Verabschiedung einer EU-Richtlinie zur Abfertigung des
GUterverkehrs an innereuropaischen Grenzen I6sten sich diese Probleme. Die zwei gréssten
Mitgliedstaaten verloren zu Beginn der Krise die Nerven und entsprechend das Gefuhl fur
europaische Solidaritat. Doch die européischen Institutionen waren starker. Als Erfolg euro-
paischer Zusammengehorigkeit muss die gemeinsame Impfstoffbeschaffung durch die EU
bezeichnet werden. Ohne sie wére ein gleichberechtigter Zugang aller Mitgliedstaaten zu
einem fUr alle Menschen in der EU zuganglichen Impfstoff kaum realisierbar gewesen. Denn
ohne die gemeinsame Impfstoffbeschaffung hatten sich die EU-Mitgliedsstaaten gegenseitig
konkurrenziert und die Preise hochgetrieben, was vor allem armere EU-Lander zu spuren
bekommen hatten. Wahrend der Pandemie zeigte sich, dass Europa funktioniert und wie
wichtig der Zusammenhalt in Krisenzeiten ist. Wahrend die gemeinsame Impfstoffbeschaf-
fung ein Erfolg war, setzte sich die EU auf globaler Ebene jedoch nur ungenugend fur eine
gerechte Impfstoffoeschaffung ein.

Doch weitere grosse Herausforderungen stehen an. Mit dem Europédischen Grinen Deal
haben sich alle 27 EU-Mitgliedsstaaten zur Klimaneutralitat bis 2050 verpflichtet. Bis 2030
sollen mindestens 55% der Emissionen gegentber dem Stand von 1990 verringert werden.
Die EU hat somit eine der weltweit ambitioniertesten klimapolitischen Zielvorgaben. Mit
NextGenerationEU, einem Uber 800 Milliarden Euro schweren Aufbauplan, sollen die
coronabedingten Schaden fur Wirtschaft und Gesellschaft abgefedert und Investitionen in
einen zukunftsweisenden dkologischen, sozialen und technologischen Umbau der europé-
ischen Volkswirtschaften getatigt werden. Dieses massive, antizyklische Investitionspro-
gramm der EU stellt einen Gegensatz zur neoliberalen Wirtschaftspolitik der Barroso-Kom-
mission dar. Auch die EZB hat mit ihrer expansiven Politik mitgeholfen, die wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Folgen der Pandemie abzufedern. Das Austeritats-Paradigma ist mit
der Pandemie vorerst einer keynesianischen Krisen-Politik gewichen, welche angesichts des
Krieges in der Ukraine weitergeflhrt werden konnte.

Die von-der-Leyen-dahre werden daran gemessen werden, ob Europa sozialer, 6kologischer,
digitaler und krisenfester aus den verschiedenen Krisen hervorgeht. Eines ist jedoch heute
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schon klar: Die Covid-Krise flhrte durch die Vergemeinschaftung von Schulden bereits zu
einer vertieften europdischen Integration - ein Integrationsniveau, das vor der Pandemie
noch undenkbar gewesen ware. Dies stellt aus sozialdemokratischer Sicht einen grossen
Schritt in die richtige Richtung dar. Es bleibt jedoch noch ein weiter Weg bis zur Vollendung
der Banken-, Kapitalmarkt- und Fiskalunion, die Europa wirtschaftspolitisch krisenfester ma-
chen und den schadlichen innereuropaischen Steuerwettbewerb endlich reduzieren wiirde.

Européische Politik kann und muss beweisen, wie die européische Saule sozialer Rechte
durch verbindliche Standards wie nationale Grundsicherungssysteme und verbindliche
Rechtsrahmen fur Mindestlohne auch wirklich umgesetzt werden kann. Die rechtlichen Vor-
gaben auf EU-Ebene existieren, doch ohne den Willen der Mitgliedsstaaten kbnnen dkono-
mische und soziale Ungleichheiten nicht erfolgreich abgebaut werden. Der Willen der EU-
Kommission sowie die Wiedererstarkung der europaischen Sozialdemokratie stimmen da-
bei optimistisch, dass ein sozialeres Europa, und somit eine erneute ,soziale Periode”, mog-
lich geworden ist.

3.5 ,Brussels Effect‘, Rechtsstaatlichkeit und europaische Souveranitat

Wéhrend die Idee einer humanen europdaische Migrationspolitik bis jetzt an den Mitglied-
staaten gescheitert ist und sich die sozial- und wirtschaftspolitische Ausrichtung der EU in
den letzten Jahrzenten immer wieder verandert hat, dient die Regulierung des europaischen
Binnenmarktes in vielen Belangen recht konstant als globales Vorbild. Gerade bei der Re-
gulierung des Internets, beim Datenschutz, beim Konsument:innen- und Umweltschutz oder
bei der Lebensmittelsicherheit setzt die EU globale Standards, die das Schutzniveau fur
Mensch und Umwelt insgesamt erhdhen. Oft ist die EU diesbezlglich auch fortschrittlicher
als die Schweiz. Dass viele Schutzregulierungen und Standards der EU auch ausserhalb
ihrer Grenzen Anwendung finden, wird als «Brussels effect»’ bezeichnet und zeugt davon,
dass die EU als weiterhin grosster Binnenmarkt der Welt einen wichtigen Beitrag flr eine
nachhaltigere Welt leisten kann. Insbesondere bei der aktuell anstehenden Regulierung der
Technologie-Konzerne, der Durchsetzung einer ethisch vertraglichen Technologieentwick-
lung (Anwendung von Kunstlicher Intelligenz etc.) und der Implementierung wirksamer Haf-
tungsregeln und Sorgfaltspflichten im Bereich globaler Konzerne («Konzernverantwortung»)
konnte die EU einmal mehr eine progressive Vorreiterin sein.

Vor dem Hintergrund der besorgniserregenden, undemokratischen und illiberalen Tenden-
zen in einzelnen Mitgliedsstaaten wie Polen oder Ungarn haben die EU-Institutionen auch
ihr Engagement fUr die Rechtsstaatlichkeit verstarkt. Auf Grundlage von Urteilen des Euro-
paischen Gerichtshofs und des Europaischen Gerichtshofs fir Menschenrechte setzt sich
die EU seit einigen Jahren starker fir Menschenrechte, die Unabhangigkeit der Justiz oder
die Freiheit der Medien innerhalb ihrer Mitgliedsstaaten ein. Dabei hilft ihr auch, dass sie mit
dem aktuellen EU-Haushalt 2021-2027 und der Einsetzung des Aufbauplans NextGenerati-
onEU zum ersten Mal die Mdglichkeit hat, die Auszahlung von EU-Geldern von der rechts-
staatlichen Situation im jeweiligen Land abhangig zu machen.

® Anu Bradford, The Brussels Effect: How the European Union Rules the World (2020).
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Gleichzeitig ist klar, dass sich die EU nicht auf ihre Rolle als Regulatorin des Binnenmarktes
und Huterin der Rechtsstaatlichkeit beschranken darf. Sie braucht politische Reformen, die
sie nach innen und nach aussen starken. Eine notwendige Reform betrifft das weiterhin be-
stehende Demokratiedefizit der EU: Obwohl das Parlament inzwischen den meisten EU-
Rechtsakten zustimmen muss, bleiben einige Politikbereiche in der ausschliesslichen Kom-
petenz des Europaischen Rates, welcher ohne oder nur nach Anhdrung des Parlaments
seine Beschlusse trifft. Zudem fehlt dem Parlament das entscheidende gesetzgeberische
Initiativrecht. Die sachlich nicht mehr zu rechtfertigende Einstimmigkeitserfordernis im Euro-
paischen Rat bremst sehr oft den Fortschritt.

Vielversprechende Plane zur Reform der EU bestehen jedoch: Die Konferenz zur Zukunft
Europas sollte im besten Fall in einen verfassungsgebenden Konvent minden und zu «(...)
einem foderalen europaischen Bundesstaat flihren, der zentral auch nach den Grundséatzen
der Subsidiaritat und Verhaltnismassigkeit organisiert ist und die Grundrechtecharta zur
Grundlage hat». Dies schreibt die neue deutsche Regierungskoalition aus SPD, Griinen und
FDP in ihrem Koalitionsvertrag. Eine so ambitionierte Position der Regierung des wichtigsten
EU-Staats stimmt zuversichtlich flr die weitere Integration Europas. Zumal dieser Positions-
bezug in einer Zeit geschieht, in der das Konzept der «europaischen Souveranitat» und damit
die |dee Europas als multilateraler Vorreiter und souverane Friedensmacht in der Welt immer
mehr Unterstitzung gewinnt. Im Zuge dieser Reformbemuhungen gewinnt auch die wich-
tige Idee Zustimmung, dass das Europdaische Parlament gestéarkt und mit einer Initiativfunk-
tion ausgestattet werden sollte.

Insgesamt gibt es neben bedenklichen antidemokratischen Tendenzen in einzelnen Mit-
gliedsstaaten viele Anzeichen dafur, dass die EU starker zusammenwachst und sich in eine
sozialere und 6kologischere Richtung bewegt. Die europaische Antwort auf die von der Pan-
demie verursachte Krise war solidarisch und damit fundamental anders als die frihere neo-
liberale Reaktion auf die Finanz- und Eurokrise. Die europaische Saule sozialer Rechte ist zu
einem wichtigen Politikinstrument der Europaischen Kommission geworden. Auch der ver-
starkte Einsatz flr die Rechtsstaatlichkeit innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten stimmt insge-
samt zuversichtlich. Geradezu schandlich bleibt der Umgang Europas mit der Migrations-
frage, wobei hier die Nationalstaaten durch ihre Abwehrhaltung sehr viel mehr Verantwor-
tung tragen als die Institutionen der EU.

Wie sich Putins Aggressionskrieg gegen die Ukraine auf die Weiterentwicklung der EU aus-
wirken wird, kann momentan noch nicht abgeschatzt werden. Eine weitere Vertiefung der
Integration, eine verstarkte Solidaritat unter den Mitgliedsstaaten sowie eine Starkung der
Idee einer «europaischen Souveranitat» scheint zum heutigen Zeitpunkt aber wahrschein-
lich. Es ist auch moglich, dass sich die EU-internen Auseinandersetzungen uUber die Frage
des Vorrangs des EU-Rechts abschwachen werden und man sich auf den Schutz der De-
mokratien vor der Aggression autoritdrer Staaten sowie vor der Ubermacht von Grosskon-
zernen konzentrieren wird.
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3.6 Europaische Union als fortschreitendes Integrationsprojekt

Die Geschichte der Européischen Union ist weder linear noch kann die EU als monolithi-
sches Gebilde verstanden werden. Stattdessen handelt es sich um ein dauerhaft um-
kampftes Projekt verschiedener politischer Visionen und Interessensgruppen. Weshalb
braucht es aus sozialdemokratischer Sicht also zukunftig die EU? Weil trotz der Komplexi-
tat der europaischen Geschichte und trotz des offensichtlichen Reformbedarfs der EU
heute etwas klarer denn je ist: Die wichtigsten anstehenden Herausforderungen lassen
sich nur auf supranationaler Ebene effektiv angehen. Insbesondere steht seit dem Angriffs-
krieg des Putin-Regimes gegen die Ukraine ausser Zweifel, dass es sich Europa nicht leis-
ten kann, intern gespalten zu sein. Stattdessen muss es nur schon aus geopolitischen
Grunden geeint, ja vereinigt, sein.

Die historischen Saulen des europaischen Projekts zeigen sich heute zwar in leicht veran-
derter Form, bleiben im Kern jedoch dieselben: Das Streben nach Sicherheit und Frieden,
der (bUrgerliche) Anti-Faschismus sowie das Ziel sozialer Prosperitat sind heute aktueller
denn je. Seit dem Ukraine-Krieg ist es den Européer:innen noch bewusster geworden, wie
wichtig eine européische Sicherheitszusammenarbeit ist. Auch wenn mit Joe Biden wieder
ein verlasslicher Partner in den USA Prasident ist, so bleiben die Erinnerungen an Donald
Trump und seine Unberechenbarkeit. Blind auf den Schutzschirm der durch die Vereinig-
ten Staaten dominierten NATO zu vertrauen ware unklug. Stattdessen braucht es eine Star-
kung der europdischen Souveranitat, auch was die Sicherheit Europas betrifft. Wahrend
der Anti-Faschismus nach dem Zweiten Weltkrieg ein zentraler Treiber der europaischen
Integration war, so ist es heute der Anti-Autoritarismus im Lichte der russischen Aggression
gegen die Ukraine. Hier dient die EU als demokratische und rechtstaatliche Antithese. Und
schliesslich bleibt das Ziel sozialer Prosperitat essenziell: Denn ohne die Verringerung der
internen Ungleichheiten ist die Union mit sich selbst beschéftigt und kann gegen aussen
keine bedeutende Rolle einnehmen.

Da die heutigen Herausforderungen nur auf supranationaler Ebene effektiv angegangen
werden kénnen, hat das Integrationsprojekt die Schwelle der Unumkehrbarkeit im progres-
siven Sinne erreicht: Austritte aus der EU waren mit schwerwiegenden Rickschritten ver-
bunden. Insofern definiert sich progressive Politik heute in hohem Masse dadurch, eine
stabile internationale Ordnung zu schaffen.® Der Weg zu einer stabilen globalen Ordnung
fuhrt dabei Uber die Starkung Europas. Die Schweizer Sozialdemokratie bekennt sich des-
halb nicht nur zu einem kooperierenden Europa, sondern zur Europaischen Union als fort-
schreitendes Integrationsprojekt.

° Diese Erkenntnis ist jedoch keineswegs neu, wurde sie doch bereits 1941 von Altiero Spinell und Ernesto Rossi in ihrer
Vision eines vereinigten Europas, im Ventotene Manifest, formuliert.
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4. VERHALTNIS SCHWEIZ-EU AUS SOZIALDEMOKRATISCHER
SICHT

Aktuell ist die Entwicklung der Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU blockiert.
Grundsatzlich kdnnen diese Beziehungen sich in drei Richtungen entwickeln: geradeaus,
im Versuch, den Status Quo zu bewahren (4.1); zurtick in Richtung weniger Integration (4.2);
oder nach vorn in Richtung einer vertieften européischen Integration (4.3). Fir die SP
Schweiz ist klar, dass sie vorwarts gehen will und ein Zurtick ablehnt. Es lohnt sich aber, alle
drei Richtungen genau zu analysieren.

4.1 Traditioneller Bilateralismus ist blockiert

Nach dem knappen Nein zum EWR-Beitritt im Jahr 1992 lautete die offizielle Interpretation
des Abstimmungsergebnisses, es durften nun nur noch Vertrage «unter EWR-Niveau» abge-
schlossen werden. Somit stellte der sogenannte bilaterale Weg eine Notwendigkeit dar, um
grésseren wirtschaftlichen und politischen Schaden abzuwenden. Die Bilateralen | (1999)
und Il (2004) erfullten diesen Zweck: Die Schweiz nahm und nimmt in weiten Teilen gleich-
berechtigt, aber partiell am Binnenmarkt teil, beteiligt sich an einer weitgehenden Integration
in den européischen Rechtsraum - etwa in den Bereichen Justiz und Inneres, Visa und Asyl
- und profitiert von der Teilnahme an EU-Programmen und Agenturen. Mit der Annahme
der <«Ausschaffungsinitiative» (2010) und der «Masseneinwanderungsinitiative» (2014)
wurde der bilaterale Weg von der SVP frontal angegriffen. Gerade die «Masseneinwande-
rungsinitiative» wurde allerdings von vielen Beflrworter:innen nicht aufgrund einer xenopho-
ben Haltung oder einer europapolitischen Skepsis angenommen, sondern weil ernstzuneh-
mende Probleme im Schweizer Arbeitsmarkt bestanden und die Initiative sich scheinbar als
einfache Losung dafur prasentierte. Seither wurden jedoch alle Abstimmungen, welche den
bilateralen Weg in Frage stellten, klar abgelehnt («Durchsetzungsinitiative» 2016; «Selbstbe-
stimmungsinitiative» 2018, «Begrenzungsinitiative» 2020). Die SP hat bei jeder Abstimmung
die Vertrage mit der EU gestutzt. Trotz dieser klaren Siege vor dem Volk wird deutlich, dass
die Européische Union von einer bilateralen Logik abgerUtckt ist, weshalb der «bilaterale
Weg» in seiner traditionellen statischen Ausgestaltung blockiert ist, wahrend sich das EU-
Recht laufend weiterentwickelt.

4.1.1 Aufgabe des Beitrittsziels, Osterweitung und Brexit schaffen Probleme

Nach der Ablehnung des EWR-Beitritts bot die EU Hand fur sektorielle Verhandlungen. Zent-
ral fUr dieses Entgegenkommen war die Erwartung, dass der schrittweise Beitritt zum Bin-
nenmarkt den Weg zur Vollmitgliedschaft der Schweiz ebnen wuirde. Spatestens als der
Bundesrat 2006 den EU-Beitritt von einem strategischen Ziel zu einer Option unter anderen
degradierte, veranderten sich die Rahmenbedingungen fundamental. Seiter fordert die EU
ein institutionelles Fundament fur die sektorielle Teilnahme der Schweiz am Binnenmarkt.
Zur definitiven Verhartung der Wahrnehmung der Schweiz durch die EU trug 2016 schliess-
lich der Ruckzug des schweizerischen Beitrittsgesuchs bei, das seit 1992 in Brissel schlum-
merte. Das bestarkte die EU darin, die Homogenitat des EU-Rechts gefahrdet zu sehen,
wenn die Schweiz dessen Weiterentwicklung nur punktuell nachvollzieht und sich der EU-
Rechtsprechung entzieht.
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Zudem sank in der EU nach der Osterweiterung in den Jahren 2004, 2007 und 2013 das
Verstandnis flUr einen massgeschneiderten schweizerischen Weg. Erstens muss die
Schweiz heute mit fast doppelt so vielen Mitgliedstaaten verhandeln, was per se schwieriger
ist als Verhandlungen im kleinen Kreis. Zweitens bestehen weniger enge Verflechtungen
zwischen der Schweiz und den Landern Osteuropas, was es schwieriger macht, den
Schweizer Sonderweg mit gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen zu begriinden. Drittens
wurden den Staaten Osteuropas in den Verhandlungen Uber ihren EU-Beitritt keinerlei Aus-
nahmen gewahrt, was die Akzeptanz fur eine Schweizer Sonderldsung weiter verringert hat.
Der Spielraum und Wille der EU-Kommission, einem am Binnenmarkt sektoriell mitwirken-
den Drittstaat Privilegien zu gewahren, die kein einziger Mitgliedstaat besitzt, hat sich seither
verkleinert. Die Problematik der Sonderldsungen wird zudem zu einer Herausforderung fur
den inneren Zusammenhalt der EU. Die Harmonisierung des Rechts auf einem hohen Ni-
veau der Homogenitat schafft zunehmend Spannungen innerhalb der Europaischen Union.
Es ist deshalb nicht ausgeschlossen, dass die EU den bisher beschrittenen Weg einer ver-
starkten Rechts-Homogenisierung zukunftig weniger konsequent beschreiten wird. Insbe-
sondere das Prinzip, dass die EU-Vertrdge und Richtlinien Vorrang vor dem Verfassungs-
recht der Staaten haben, sorgt fir Spannungen, wie die Kontroversen um entsprechende
Gerichtsurteile in Polen und Deutschland verdeutlichen. In diesem Sinne ist die spezielle
Drittstaat-Situation der Schweiz flr die Européische Union eine zusatzliche Komplexitatser-
hdéhung. Wenn dem «Schweizer Modell» ein spezieller Grad der Freiheit gewahrt wird und
gleichzeitig die selbst gewahlte sektorielle Binnenmarktteilnahme Bestand haben soll, muss
das Modell gegenliber dem Mitgliedschaftsmodell oder dem Assoziierungsmodell EWR
Uberzeugend begrundet werden kdnnen.

Mit dem Brexit verschlechterte sich die Verhandlungsposition der Schweiz noch weiter.
Auch wenn die Schweiz keine unwichtige Handelspartnerin fur die EU ist, so werden die
Verhandlungen mit dem Vereinigten Konigreich in Brussel doch als bedeutend wichtiger
eingestuft. Um keine Prazedenzfalle zu schaffen, welche die Verhandlungsposition der EU
gegenUber dem Vereinigten Kdnigreich schwachen wurde, beharrt die EU gegenuber Dritt-
staaten wie der Schweiz mit noch grosserem Nachdruck auf inrem Grundsatz der Unteilbar-
keit der Grundfreiheiten (Dienstleistungs-, Kapital-, Personen- und Warenverkehrsfreiheit).

Die veranderten Rahmenbedingungen zeigen sich u.a. darin, dass die EU bereits seit 2008
die Schaffung eines institutionellen Rahmens verlangt, der flir alle bestehenden und zukinf-
tigen Abkommen Uber die Beteiligung der Schweiz an einzelnen Bereichen des Binnen-
marktes und der EU-Politik gilt. Die EU-Kommission scheint nicht bereit, den Status Quo
weiterzuflhren. Konkret heisst dies, dass ohne institutionelle Regelung keine weiteren Bin-
nenmarktzugangsabkommen mehr abgeschlossen werden kénnen, und dass die bestehen-
den nicht mehr aufdatiert werden. Die Teilnahme an diversen EU-Programmen, Agenturen
und Joint Undertakings (Horizon Europe, Erasmus+, Copernicus, Creative Europe MEDIA,
Digital Europe, European High Performance Computing Joint Undertaking, u.a.) wird zudem
von Fortschritten bei den institutionellen Fragen (Rechtsentwicklung, Auslegung, Uberwa-
chung, Streitbeilegung) abhangig gemacht.

Zuséatzlich zu diesen erschwerten Rahmenbedingungen kommt die Einsicht, dass der so
genannte bilaterale Weg an strukturelle Grenzen stosst.
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4.1.2 Der ,bilaterale Weg' stosst an strukturelle Grenzen

Mit den bestehenden Vertragen Ubernahm die Schweiz das damals geltende EU-Recht. Die
Vertrage sind vergleichbar mit Momentaufnahmen der Lage von 1999, 2004 usw. Das EU-
Recht hat sich seither aber dynamisch weiterentwickelt. Die Schweiz Gbernahm neues EU-
Recht aber nur punktuell nach eigenem Gutdlnken. Aus Sicht der EU ist dies mit dem ein-
heitlichen Rechtsraum, den sie schaffen will, nicht vereinbar. Und auch fUr die Schweiz wir-
ken sich die fehlenden Méglichkeiten, neues EU-Recht tatsachlich Gbernehmen und durch-
setzen zu kdénnen, in manchen Bereichen nachteilig aus.

Hinzu kommt, dass die Schweiz fortlaufend européisches Recht Gbernimmt, ohne tber die-
ses mitentscheiden zu konnen. Die Schweiz hat ihre Rechtsetzung somit in relevanten Be-
reichen an die EU delegiert. Im Bereich der Luftfahrt sowie in der Asyl- und Migrationspolitik
(Schengen/Dublin) hat die Schweiz die dynamische Rechtstibernahme akzeptiert. In zahl-
reichen weiteren Bereichen, in welchen keine dynamische RechtsUbernahme akzeptiert
wurde, verzichtet die Schweiz jedoch auf Verhandlungen mit der EU und passt ihr Recht
stattdessen im euphemistisch «autonom» genannten Nachvollzug an. Aus demokratietheo-
retischer Sicht ist die fortlaufende Ubernahme von EU-Recht ohne Mitbestimmungsrecht
hdchst problematisch und stellt einen Souveranitatsverlust dar.

Im globalisierten 21. Jahrhundert steigert jener Staat seine Souveranitat, der mitgestalten
und mitentscheiden kann, was ihn betrifft. Souveranitat kann nicht — wie dies die Rhetorik
der Rechten vermuten lasst — durch Isolation herbeigefiihrt werden. Stattdessen sind ge-
wisse Tatsachen anzuerkennen: Gegenulber globalen Herausforderungen wie Klimawandel,
Stabilisierung eines Systems der kollektiven Sicherheit, Steuerflucht oder Umgang mit den
Datensammlern Google, Facebook, Amazon und Co. braucht es eine ubernationale Hand-
lungsfahigkeit. Ein Alleingang der Schweiz in diesen Politikfeldern wéare zwar selbstbe-
stimmt, jedoch ohne jeden Einfluss und deshalb alles andere als souveran. Denn Souvera-
nitat definiert sich nicht Gber das eigenstédndige Beschliessen von kaum wirkungsvollen Ent-
scheiden, sondern Uber das eigenstédndige Beschliessen von relevanten Entscheiden: Wer
am Katzentisch sitzt, kann nicht souveran sein!

Wenn die Schweiz also so souveran wie moglich sein will, dann musste sie dort mitbestim-
men kdnnen, wo die relevanten Entscheide auf unserem Kontinent geféllt werden — und dies
ist in der EU. Da nur eine gut verhandelte EU-Mitgliedschaft vollwertige Mitbestimmungs-
rechte garantiert, wlrde ein Beitritt der Schweiz ihre Souveranitat erhbhen und nicht, wie die
SVP behauptet, reduzieren. Der Bilateralismus hingegen gaukelt Einflussmdglichkeiten vor,
wo kaum welche vorhanden sind. So ist die Schweiz beispielsweise aufgrund der Guillotine-
Klausel in den Bilateralen | bei jeder Abstimmung vor die Wahl gestellt, entweder der ent-
sprechenden EU-Rechtsentwicklung zuzustimmen oder die ganzen Bilateralen | aufs Spiel
zu setzen. Gleichzeitig haben Schweizer Vertreter:iinnen keine Stimmrechte im EU-Rechtset-
zungsprozess (decision making), sondern bestenfalls die Gelegenheit, beratend Einfluss zu
nehmen (decision shaping). Doch selbst diese Einflussmoglichkeiten werden von der
Schweiz oftmals nicht offensiv genug genutzt.

Zudem stésst der Bilateralismus an seine Grenzen, da er zu einem Reformstau fuhrt. Von
der Ablehnung des EWR-Beitritts bis zur Ratifizierung der Bilateralen | dauerte es acht Jahre,
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bis zum Inkrafttreten der Bilateralen Il weitere fUnf bis sieben Jahre. Ausserdem verzdgert
sich die Assoziierung an wichtige EU-Programme regelmassig, was zu grosser Rechtsunsi-
cherheit fUhrt. Die gravierendste Konsequenz der bilateralen Blockade zeigt sich schliesslich
darin, dass der Zugang zum europaischen Binnenmarkt nicht weiterentwickelt werden kann
und aufgrund der gleichzeitigen Anpassung des EU-Rechts in den nachsten Jahren zuneh-
mend erodiert. Seit spatestens 2008 macht die EU den Abschluss neuer Marktzugangsab-
kommen sowie die Aufdatierung bestehender Abkommen von Fortschritten zur Schaffung
eines institutionellen Rahmens abhangig.

Seit der Bundesrat die Verhandlungen Uber das institutionelle Abkommen am 26. Mai 2021
fur beendet erklarte, sind diverse Marktzugangsabkommen blockiert. Ohne eine Klarung der
institutionellen Fragen ist es vorlaufig wahrscheinlich, dass die Schweiz von der dynami-
schen Entwicklung des Freizlgigkeitsrechts, des Landwirtschaftsabkommens oder des Ab-
kommens Uber den Abbau technischer Handelshemmnisse ausgeschlossen wird. Dies stellt
die Schweizer Exportwirtschaft vor grosse Herausforderungen, wie beispielsweise im Be-
reich der Medizinalprodukte bereits ersichtlich wird. Zudem durften die bereits verhandelten
Strom- und Gesundheitsabkommen in den nachsten Jahren nicht abgeschlossen werden
konnen.

Vor diesem Hintergrund wird klar, dass der als «Kénigsweg» verklarte Bilateralismus blo-
ckiert und der Status Quo somit instabil ist. Ohne Klarung der institutionellen Fragen werden
die bilateralen Abkommen in den nachsten Jahren weiter erodieren. Da der Bilateralismus
bisher ein Erfolgsmodell war, wird sich die SP daflr einsetzen, dass der bilaterale Weg so-
bald wie moglich deblockiert wird. Der Abschluss eines institutionellen Abkommens und die
damit verbundene sektorielle Dynamisierung der Vertrage wirde die Erosion der Bilateralen
zwar stoppen, einige strukturelle Probleme blieben aber ungeldst: die Abhangigkeit von EU-
Entscheiden und die fehlende Mdglichkeit zur Mitgestaltung unserer gemeinsamen Zukunft.
In den nachsten Jahren wird die europaische Integration der Schweiz wegen der ungeklar-
ten institutionellen Fragen langsam, aber sicher abnehmen. Welche Konsequenzen brachte
ein solcher Ruckschritt mit sich, und wie ist dies aus sozialdemokratischer Sicht zu beurtei-
len?

4.2 Freihandel statt Binnenmarkt bedeutet Riickschritt

In der Schweiz wollen viele traditionelle Akteure vor allem auf blrgerlicher Seite maximale
wirtschaftliche aber moglichst wenig politische Integration. Die EU entwickelt sich aber in
die entgegengesetzte Richtung. Darum fordern neu gewisse Akteure zum Beispiel aus der
Finanzbranche wie auch die SVP eine generell geringere Integration. lhre Losung lautet:
Freihandel statt Binnenmarktintegration. Dies konnte im Wesentlichen auf zwei Arten umge-
setzt werden: mit einem Verzicht auf die sektorielle Teilhabe am Binnenmarkt und den Ruck-
fall auf das Freihandelsabkommen von 1972 sowie das WTO-Recht (4.2.1), oder mit der
Modernisierung des Freihandelsabkommens von 1972 nach dem Vorbild des Brexit-Ver-
trags (4.2.2). Beide Optionen sind fur die SP inakzeptabel.
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421 Freihandelsabkommen von 1972 statt Integration

Ohne Klarung der institutionellen Fragen erodiert die aktuelle sektorielle Teilhabe am EU-
Binnenmarkt. Somit droht mittelfristig der Ruckfall auf das Freihandelsabkommen zwischen
der Schweiz und der EU von 1972 sowie auf das WTO-Recht. Der Bundesrat hielt 2015 in
einem Bericht’ die Unterschiede zwischen einem umfassenden Freihandelsabkommen und
der Ubernahme von EU-Recht mittels der ,bilateralen® Vertrage fest. Dabei kam er zum
Schluss, dass ein umfassendes Freihandelsabkommen im Vergleich zur sektoriellen Teil-
habe am Binnenmarkt einen klaren Ruckschritt bedeuten wlrde. Die Rechtssicherheit, wel-
che dank der durch die bilateralen Abkommen gesicherten Teilhabe am Binnenmarkt ga-
rantiert wird, kdnnte mit einem Freihandelsabkommen nicht erreicht werden. Auch konnte
die enge politische und justizielle Zusammenarbeit, wie sie dank den Bilateralen besteht,
durch ein Freihandelsabkommen nicht aufrechterhalten werden. Schliesslich wirde ein Frei-
handelsabkommen das Ziel einer grosseren regulatorischen Eigenstandigkeit hdchstens
formell gewahrleisten, da die Schweiz als exportabhangige Volkswirtschaft ein Interesse an
der Rechtsharmonisierung im EU-Binnenmarkt hat. Der «Brussels Effect» wirde auch auf
eine politisch isolierte Schweiz wirken. Zudem ist die Européische Union sehr darauf be-
dacht, die Dimension des fairen Wettbewerbs (/eve/ playing field) im Wettbewerbs- und Um-
weltrecht auch mit Drittstaaten vertraglich zu vereinbaren.

Konkret wirde ein solcher integrationspolitischer Rickschritt unter anderem folgende wirt-
schaftliche Nachteile mit sich ziehen: Beim Warenverkehr ware im Bereich der technischen
Handelshemmnisse fur Industriegtter nicht gewahrleistet, dass Produkte, welche in der
Schweiz und in der EU vermarktet werden, den gleichen Anforderungen unterliegen und
eine einzige Konformitatsprufung fur alle gentgen wurde; eine Voranmeldepflicht fir Wa-
renimporte und -exporte wlrde eingefuhrt; der erleichterte Marktzugang in bestimmten
Dienstleistungssektoren wlrde entfallen; es wlrden keine weiteren Marktzugangsabkom-
men mehr abgeschlossen und im Nicht-Marktzugangsbereich (Kooperationsbereiche, Poli-
zei, Steuerfragen, Justiz und Migrationsbereich) wirde die Zusammenarbeit massiv er-
schwert.

Eine der offenen Fragen, die sich bei einer Rickkehr zu einem einfachen Freihandelsab-
kommen in den Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU stellen wirde, ware die
nach der Zukunft des Freizlgigkeitsabkommens. Wirde dieses mehrfach von den Schwei-
zer:innen bestéatigte Abkommen in der Schweiz noch unterstitzt, wenn die positiven Gegen-
leistungen im Hinblick auf den Zugang zu den européischen Markten hinfallig wirden? Und
wenn dies der Fall ist, wlrde die EU auch in diesem Bereich wollen, dass dieses Abkommen
erodiert oder seine Gultigkeit verliert, mit allen Konsequenzen, die dies fur ihre eigenen, in
unserem Land tatigen Burger:innen hatte? Diese Frage hat auch einen Einfluss auf die Auf-
rechterhaltung und Weiterentwicklung unserer Lohnschutzpolitik. Klar ist, dass die Flankie-
renden Massnahmen (FLAM) durch ein Wegfallen des Freizligigkeitsabkommen akut ge-
fahrdet waren.

" Bericht des Bundesrates in Beantwortung des Postulats Keller-Sutter [13.4022] «Freihandelsabkommen mit der EU statt
bilaterale Abkommen», Juni 2015.
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Wahrend die Modernisierung des Freihandelsabkommens zwischen der Schweiz und der
EU von 1972 durchaus erstrebenswert sein kdnnte, ist ein Zurtckfallen auf ein reines Frei-
handelsabkommen keine Alternative zur Teilhabe am EU-Binnenmarkt. Eine Rlckabwick-
lung der europapolitischen Integrationsschritte der letzten 30 Jahre ware insgesamt also
ausserst risikoreich und schmerzhaft. Die Behauptung, «weniger Europa» kbnne wirtschafts-
politisch durch zusétzliche Freihandelsabkommen mit Schwellenlandern wie Russland,
China, Indien, den Golfstaaten, Stdafrika oder den Mercosur-Staaten Uberkompensiert wer-
den, erweist sich als eine gefahrliche lllusion. Wirtschaftlich kann in diesen Landern niemals
gewonnen werden, was die Schweiz in Europa verlieren wurde.

Fur die SP ist klar, dass es nicht soweit kommen sollte. Gleichzeitig ist zu betonen,
dass der erodierende bilaterale Weg auf das hier skizzierte Szenario zusteuert.

4.2.2 Schweizer Brexit-Ldsung' statt Integration

Nach dem Scheitern der Verhandlungen tber das institutionelle Abkommen wurden Stim-
men laut, welche den Brexit-Vertrag als Vorbild fUr die klnftigen Beziehungen zwischen der
Schweiz und der EU nehmen wollen.

Das EU-UK-Abkommen beruht auf drei Pfeilern: Freihandel, Zusammenarbeit im Bereich
Strafverfolgung sowie institutionelle Fragen. Mit einem solchen Abkommen konnten ge-
wisse Kooperationsprogramme weitergefuhrt werden. Gleichzeitig bestehen auch in diesem
Modell die oben erwahnten, massiven Nachteile eines Verzichts auf die sektorielle Teil-
nahme am Binnenmarkt. Weiter ist festzuhalten, dass ein solches Verhandlungsmandat von
Seiten der EU-Kommission nicht gewahrt wiurde, wenn die Schweiz nicht die Aufgabe der
sektoriellen Abkommen eingestehen wirde. Es mussten also die rund 120 Abkommen, wel-
che als RechtsUbernahmeabkommen ausgestaltet sind, rickabgewickelt werden. In diesem
Modell musste von den gleichen Prozessen wie im Vereinigten Kdnigreich ausgegangen
werden: Zuerst wlrde die Klindigung der Vertrage auf einen bestimmten Termin mit einem
Ruckabwicklungsabkommen erfolgen, und gleichzeitig wlrde ein neu verhandeltes Han-
dels- und Kooperationsabkommen nach Vorbild des Vereinten Kénigreichs abgeschlossen.
Fur die Arbeitsplatze und Wertschdpfungsketten in der Schweiz konnte dies schwerwie-
gende Folgen haben.

Auch wenn die Modernisierung des Freihandelsabkommens nach dem Muster des Brexit-
Vertrags weniger verheerend wére ein Ruckfall auf das Freihandelsabkommen von 1972
und auf WTO-Recht, ist dieser Vorschlag inakzeptabel. Die fur alle sichtbar gewordenen Fol-
gen des Brexits in Grossbritannien — Warteschlangen an Tankstellen, halbleere Supermarkt-
regale, akuter Fachkraftemangel - fuhren vor Augen, was auf dem Spiel steht. Die SP ist
Uberzeugt, dass die europaischen Integrationsschritte der letzten 30 Jahre bewahrt und aus-
gebaut werden mussen. Abwicklung ist keine Option. Da der Status Quo des bilateralen
Weges instabil ist (4.1) und ein integrationspolitischer RUckschritt zu viele Nachteile mit sich
bringt (4.2), ist der Weg nach vorn klar der vielversprechendste (4.3).

Seite 22 von 35



4.3 Aufbruch in ein soziales und demokratisches Europa

Wie weiter oben beschrieben, ist die EU in den letzten Jahren politisch und rechtlich zusam-
mengewachsen. Wenn man an der Weiterentwicklung dieses Rechtsraums teilnehmen will,
muss man ihm auf die eine oder andere Art beitreten. Eine solche vertiefte europaische In-
tegration der Schweiz kann entweder durch einen EWR-Beitritt (4.3.1) oder durch eine EU-
Mitgliedschaft (4.3.2) erreicht werden. Diese Optionen stellen die beiden unbestrittenen In-
tegrationsmodelle der européischen Staatengemeinschaft dar: eine umfassende Assoziie-
rung am EU-Binnenmarkt (EWR-Beitritt) oder die demokratische Teilhabe und Mitbestim-
mung in allen Politikfeldern der EU (EU-Beitritt). Beide Modelle sind als Optionen fur die
Schweiz immer wieder neu zu bewerten.

4.3.1 Umfassende Assoziierung am EU-Binnenmarkt: EWR

Immer wieder taucht in der Schweiz der Vorschlag auf, einen nochmaligen Anlauf flr einen
EWR-Beitritt zu wagen. Dies brachte bedeutende Vorteile mit sich in Bezug auf die umfas-
sende Teilnahme am europaischen Binnenmarkt. Jedoch ist die EWR-Option mit drei Her-
ausforderungen behaftet.

Erstens stosst nicht nur der bilaterale Weg der Schweiz an seine strukturellen Grenzen, son-
dern zunehmend auch der EWR. So ist teilweise unklar, ob EU-Rechtsakte Binnenmarkt-
und somit EWR-relevant sind, was zu Verzdgerungen ihrer Ubernahme in das EWR-Abkom-
men fuhrt. Zweitens fehlen auch im EWR die Mitentscheidungsrechte beim Erlass neuer EU-
Rechtsakte, die im Ergebnis automatisch Gbernommen werden mussen. Das Problem der
beschrankten Souveranitat bestinde also auch hier. Drittens besteht eine fein austarierte
Balance zwischen den EWR-EFTA-Staaten Norwegen, Island und Liechtenstein sowie zwi-
schen der EU und der EWR-EFTA-Staaten, was bei einem Beitritt der Schweiz aus deren
Sicht aufs Spiel gesetzt wirde. Es ist somit nicht sicher, ob ein EWR-Beitritt der Schweiz von
den aktuellen EWR-Staaten und der EU Uberhaupt gewlnscht ware und ob die Schweiz
gegebenenfalls sinnvolle Anpassungen im EWR-Vertrag erreichen konnte. Daher waren hier
dringend exploratorische Gesprache nétig, wie sie im Nationalrat von der SP-Fraktion vorge-
schlagen wurden. Nur so liesse sich diese Option vor einem Verhandlungsbeginn verlasslich
beurteilen.

Trotz diesen Nachteilen ist ein EWR-Beitritt der Erosion des bilateralen Wegs oder einem
Ruckzug auf reinen Freihandel vorzuziehen. Denn der Vorteil einer umfassenden Teilnahme
am europaischen Binnenmarkt Uberwiegt die Nachteile eines EWR-Beitritts. Dennoch bleibt
die zentrale Frage fur eine modern verstandene Souveranitat der Schweiz, ob sie Mitglied
der EU werden soll oder nicht.
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4.3.2 Vor-und Nachteile eines EU-Beitritts

4.3.2.1 Vorteile eines EU-Beitritts

Die wichtigsten Vorteile eines EU-Beitritts flr die Schweiz sind:

1.

Die Schweiz ist dann souverdn, wenn sie dort mitentscheiden kann, wo die zentralen
Beschlisse geféllt werden: Die Analyse der Grenzen des bilateralen Wegs (4.1) zeigt,
dass sich die Schweiz heute der europaischen Rechtsentwicklung anpassen muss, ohne
Uber diese mitentscheiden zu kdnnen. Langfristig fuhrt diese einseitige Anpassung des
Schweizer Rechts an die Rechtsentwicklung der EU zu einer asymmetrischen Situation.
Dies ist nicht souveran. Nur als EU-Mitglied kann die Schweiz Gber die wichtigsten politi-
schen Beschllsse unserer Zeit mitentscheiden und somit die Zukunft mitgestalten. Mit
einem Mitentscheidungsrecht auf EU-Ebene wirde die Schweizer Souveranitat massiv
erhoht - gerade auch weil weiterhin einige Politikbereiche in der EU auf dem Einstim-
migkeitsprinzip beruhen. Es ist also nicht so, dass die Schweiz als mittelgrosses Land in
Europa kaum Einfluss auf die Entscheidungen der EU nehmen koénnte. Dieser Vorteil
einer EU-Mitgliedschaft der Schweiz ist so zentral, dass er fUr sich genommen bereits
eine ernsthafte Diskussion Uber den Beitritt zur Européaischen Union lostreten sollte.

Es liegt im Interesse der Schweiz, das europdische Friedensprojekt zu stdrken: Unter
anderem dank der EU ist es heute unvorstellbar, dass sich Deutschland und Frankreich
bekriegen, wie dies wahrend Jahrhunderten immer wieder der Fall war. Auch spielte die
EU eine zentrale Rolle in der Uberwindung der tiefen Spaltung Europas nach dem Kalten
Krieg. Eine vertiefte européische Integration ist aber keine Garantie fur den Frieden, wie
die Aggression Putins gegen die Ukraine beweist. Die engere wirtschaftliche und politi-
sche Zusammenarbeit zwischen den européischen Staaten, die durch die europaische
Integration vorangetrieben wurde, Iasst es jedoch als sehr wahrscheinlich erscheinen,
dass die européische Integration einen Beitrag zum jahrzehntelangen Frieden in Europa
geleistet hat und zumindest innerhalb des EU-Territoriums auch weiterhin leistet. Dieses
Friedensprojekt muss folglich gerade angesichts der Putin-Aggression stabilisiert wer-
den.

Demokratiepolitische Verbesserungen: Die EU-Blrger:innen sind auf Unionsebene un-
mittelbar im Européischen Parlament vertreten. Dies trifft zwar auch auf ungeféahr 25%
der Wohnbevélkerung der Schweiz zu (Uber 2.1 Millionen haben einen EU-Pass), nicht
aber auf die Ubrigen 75% der Schweizer Wohnbevolkerung, obwohl diese praktisch
ebenso stark vom EU-Recht betroffen sind.

Gestarkter Grundrechtsschutz: Das Recht auf Arbeit, das Recht auf Bildung und zahlrei-
che weitere Sozialrechte sind in den EU-Vertragen verankert und werden in EU-Agentu-
ren und -Programmen vielfaltig umgesetzt, gegenwartig im Rahmen der Europaischen
Sé&ule sozialer Rechte.® Die in der Schweiz auf Verfassungs- und Gesetzesstufe garan-
tierten Sozialrechte gehen teilweise weniger weit. Das Gleiche gilt fur den Diskriminie-
rungsschutz, der in der EU stark ausgebaut ist. Die Schweiz hat auf Gesetzesstufe allein
im Gleichstellungsgesetz und im Behindertenrecht ein Diskriminierungsverbot, aber

® Européische Kommission, Die Européische Séule sozialer Rechte in 20 Grundsétzen.
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auch dort keine Rechtsgrundlage fUr Programme zur Bekdmpfung von Diskriminierung
oder zur Verbesserung der Durchsetzung des Anspruchs, am Arbeits- und Wohnungs-
markt nicht diskriminiert zu werden.

5. EU-Aussenpolitik: An der EU als globale Akteurin gibt es aus sozialdemokratischer Sicht
viel legitime Kritik. Doch keine Weltmacht bietet so viele reale Moglichkeiten, sich so
konsequent fur Menschenrechte, Umweltschutz, nachhaltige Entwicklung, Friedensfor-
derung und den Multilateralismus einzusetzen wie die EU. Die Aussenpolitik der EU ist
aus sozialdemokratischer Sicht derjenigen der Schweiz insgesamt vorzuziehen. Zudem
kann die EU ihre aussenpolitischen Werte durch ihr grosses Gewicht effektiv einbringen,
wahrend die Schweizer Aussenpolitik maximal symbolische Zeichen setzen kann.

6. Die Aussenwirtschafttspolitik der EU setzt soziale und ékologische Standards um. Die EU
fuhrt in ihren Wirtschaftspartnerschaftsabkommen systematisch Menschenrechts- und
Umweltvertraglichkeitsprifungen durch. Die Schweiz ist hier bedeutend weniger weit.
Zudem baut die EU in ihren Wirtschaftspartnerschaftsabkommen jeweils einen instituti-
onellen Teil mit ein, der Gewerkschaften, die Zivilgesellschaft und weitere Stakeholder
bei der Um- und Durchsetzung der Nachhaltigkeitsbestimmungen miteinbezieht. Was
jedoch noch ausbaufahig ist, ist die vorgangige, moglichst breite, demokratische Abstut-
zung von Verhandlungsmandaten. Die Schweiz ist trotz eines gewissen Durchbruchs
beim Freihandelsabkommen mit Indonesien davon weit entfernt. Mit dem Beitritt zur EU
wurde der Einsatz der Schweiz flr soziale und 6kologische Standards im internationalen
Handel nicht l&nger ein Lippenbekenntnis bleiben, sondern deutlich wirksamer als heute
umgesetzt.

7. Die EU-Klimapolitik ist fortschrittlicher als diejenige der Schweiz: Im Rahmen des Euro-
paischen Griinen Deals prasentierte die EU-Kommission im Juli 2021 inhr «Fit for 55 in
2030» Paket, welches die Zielvorgabe fur die Verringerung der Treibhausgasemissionen
bis 2030 auf mindestens 55% gegenlber 1990 anhebt. Dies Ubertrifft das aktuelle Ziel
der Schweiz, welche sich durch das Pariser Klima-Abkommen verpflichtet hat, ihre Treib-
hausgasemissionen bis 2030 um 50% gegentber 1990 zu verringern. Gleichzeitig sieht
die EU im Rahmen des Européaischen Grinen Deals weit grossere 6ffentliche Investitio-
nen in den sozial-6kologischen Umbau vor als die Schweiz. Ein wichtiger Grund besteht
darin, dass die Schweiz ihre wirtschaftlichen Covid-19-Massnahmen kaum mit Klima-
schutz und Industriepolitik verknipft, obwohl die SP dies mehrfach gefordert hat.

8. Die EU verfolgt eine progressivere Gleichstellungspolitik als die Schweiz: Am 4. Marz
2021 stellte die Europaische Kommission ihren Vorschlag fur eine Richtlinie® vor, die
bindende Transparenzmassnahmen und Durchsetzungsmechanismen zur Starkung
des Grundsatzes des gleichen Lohnes bei gleichwertiger Arbeit von Mann und Frau vor-
sieht. Ziel ist die Neufassung der Richtlinie 2006/54 zur Verwirklichung des Grundsatzes
der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Mannern und Frauen in Arbeits- und
Beschaftigungsfragen. Mangelnde Lohntransparenz wurde als eines der Haupthinder-
nisse ermittelt. Deshalb setzt die Kommission nun hier an. Die Vorschlage gehen deutlich

° Europaische Kommission, Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und des Rates zur Starkung der
Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts flir Manner und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit durch
Lohntransparenz und Durchsetzungsmechanismen, COM(2021)93 final.
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10.

11.

12.

weiter als jene in der Schweiz. In der vom Bundesrat im April 2021 vorgestellten ,Gleich-
stellungsstrategie 2030 sind keine entsprechenden Transparenzvorschriften vorgese-
hen.

Starkerer Konsumentenschutz: Das Schweizer Konsumentenrecht ist im Vergleich zur
EU schwach ausgepragt. Zwar kommt es teilweise zur «autonomen» Ubernahme von EU-
Recht. Auf dem Gebiet des Konsumentenrechts geschah dies allerdings seit dem Be-
ginn der 1990er weniger haufig. Beispielsweise wurde die Schweiz im Bereich der All-
gemeinen Geschaftsbedingungen (AGB) von einem kundigen Beobachter auch schon
als «archaisches Eldorado inhaltlich unkontrollierter AGB» bezeichnet.'® Ein weiteres Bei-
spiel ist das Widerrufsrecht im Fernabsatz, welches Konsument:innen in der EU das
Recht einrAumt, jeden Vertragsabschluss im Fernabsatz innerhalb von sieben Tagen zu
widerrufen. Die Schweiz kennt keine entsprechenden Regelungen, was zum Nachteil
der Konsument:innen ist.

Stabilere Zusammenarbeit bei Forschung und Bildung. Seit dem Abbruch der Verhand-
lungen Uber das institutionelle Abkommen besteht eine erhndhte Rechtsunsicherheit
bzgl. der Weiterflihrung der Kooperationsabkommen in den Bereichen Forschung und
Auslandaufenthalten von Menschen in Ausbildung. Als EU-Mitglied ware eine Vollasso-
ziierung der Schweiz an Programmen wie Horizon Europe und Erasmus+ jederzeit ga-
rantiert. Ausserdem konnte die Schweiz als EU-Mitglied die bildungs- und forschungspo-
litischen Strategien der EU mitgestalten.

Unternehmenssteuern mdussen auf einheitlicher Bemessungsgrundlage erhoben wer-
aden. Bis zum Jahr 2023 will die EU-Kommission eine harmonisierte Grundlage fur Unter-
nehmensbesteuerung in Europa vorschlagen. Die EU-Vorschlage gehen dabei weiter als
die OECD-Mindeststeuer. Es wird sich zeigen, ob dieses Projekt erfolgreich sein wird.
Jedoch ist heute schon klar, dass die Besteuerung von Unternehmen nur auf internatio-
naler Ebene effektiv angegangen werden kann, da sonst ein Wettlauf nach unten statt-
findet.

Die Regulierung von ‘Big Tech’ kann nur auf europaischer Ebene gelingen. Wirde die
Schweizer Politik die CEOs von Google oder Facebook zu einer Anhoérung einladen, er-
schienen bestenfalls deren Anwalt:innen. Mit wenigen Ausnahmen sind Nationalstaaten
mittlerweile praktisch machtlos gegentber der uberwaltigenden Marktmacht der
GAFAM-Grosskonzerne (Google, Amazon, Facebook, Apple, Microsoft). Mit dem Digital
Markets Actist in der EU flr das Jahr 2023 die Verabschiedung einer rechtlichen Grund-
lage fur die effektive Regulierung der grossten Internetkonzerne geplant. Will die
Schweiz in diesem zentralen Thema nicht den Anschluss verlieren, muss sie Teil einer
europdaischen Ldsung sein.

Um die Frage beantworten zu konnen, ob die Schweiz der EU beitreten soll, mussen nattr-
lich auch die Nachteile eines Beitritts beleuchtet werden.

% Peter Gauch, zitiert in Andreas Heinemann, Verbraucherschutz und Kartellrecht in der Schweiz, in: Forschungsinstitut
flr Wirtschaftsverfassung und Wettbewerb, Jahrbuch 2019 (2020), S. 44.

Seite 26 von 35


https://www.ius.uzh.ch/dam/jcr:a81523ae-3c6a-4923-8632-19d8e8071bf8/Heinemann_Verbraucherschutz_und_Kartellrecht.pdf
https://www.ius.uzh.ch/dam/jcr:a81523ae-3c6a-4923-8632-19d8e8071bf8/Heinemann_Verbraucherschutz_und_Kartellrecht.pdf

4.3.2.2 Herausforderungen und Nachteile eines EU-Beitritts

Ein Beitritt der Schweiz brachte auch Herausforderungen und Nachteile mit sich:

1.

Die direktdemokratischen Instrumente mtissten reformiert werden. Dies stellt bei einem
EU-Beitritt der Schweiz die grosste Herausforderung dar. Da Europarecht Uber dem Lan-
desrecht steht, kdnnten Volksentscheide, welche dem EU-Recht widersprechen, nicht
vollstdndig umgesetzt werden. Bereits heute konnen kantonale Volksbeschllsse, die
Bundesrecht widersprechen, nicht umgesetzt werden. Dieser Nachteil liesse sich auch
durch eine Reform der direktdemokratischen Instrumente nicht ganzlich verhindern. Im-
merhin kénnte zum Beispiel ein neues Instrument wie eine «Europainitiative» den Bun-
desrat beauftragen, sich in Brussel fur entsprechende Positionen oder Reformen einzu-
setzen. Mit einer Unterschriftensammlung kénnte also eine Volksabstimmung in der
Schweiz erwirkt werden, die zwar nicht direkt in die europaische Rechtsetzung eingrei-
fen kann, jedoch direktdemokratische Gestaltungsbereiche auf EU-Ebene schafft. Mit
diesem Umbau hétten die Schweizer Stimmberechtigten als einzige in Europa die Mdg-
lichkeit, inre Anliegen direkt auf der hdchsten europaischen Ebene einzubringen. Lan-
gerfristig muss das klare Ziel jedoch sein, direktdemokratische Strukturen auf gesamt-
européischer Ebene zu erreichen.

. Auch die Staatsleitung und das Parlarment mussten reformiert werden: Ein Bundesrat mit

bloss sieben Mitgliedern ist fur die Anforderungen zur Mitwirkung und Mitgestaltung in
der EU zu klein. Fur eine Mitwirkung im Européischen Rat der Staats- und Regierungs-
chefs stiesse auch das Schweizer System des rotierenden Bundesprasidiums an seine
Grenzen. Der notwendige Umbau der Schweizer Regierung ware kein einfaches Unter-
fangen, bietet aber auch grosse Chancen mit Blick auf eine langst notwendige Reform
von Behorden und Verwaltung auf Bundesebene. Die eidgendssischen Rate mussten
ebenfalls reformiert werden: National- und St&dnderat mussten nach einem EU-Beitritt
eine grosse Anzahl von komplexen Gesetzesprojekten und Entscheiden bewaltigen. Zu-
dem sind die Fristen zur Stellungnahme von nationalen Parlamenten im EU-Entschei-
dungsfindungsprozess meist kurz. Eine gewisse Professionalisierung des eidgendssi-
schen Parlaments ware angezeigt.

Die Schweiz wére in der EU eine Nettozahlerin: Die genaue Berechnung des jahrlichen
Betrages hangt von verschiedenen Faktoren ab, dirfte aber rund 3 Milliarden Franken
pro Jahr betragen. Dies stellt einen solidarischen Beitrag an die Stabilitat Europas dar.
Ausserdem ist die Verringerung von Ungleichheiten auch im Schweizer Interesse.

Die Mehrwertsteuer wiirde von heute 7.7% auf 15% fast verdoppelt: Da die Mehrwert-
steuer keine Progression kennt, belastet sie Geringverdiener:iinnen Uberproportional
stark und ist somit keine soziale Steuer. Eine Verdoppelung erfordert deshalb aus SP-
Sicht Kompensationsmassnahmen in der gleichen Grossenordnung, damit sie nicht zu
erheblichen Einbussen bei der Kaufkraft fuhrt.

Der Service Public wére einem stérkeren Liberalisierungsdruck ausgeseizt: In den Berei-
chen des Strommarktes, der Post und der Telekommunikation hat sich in der EU die
Ideologie einer weitgehenden Marktdffnung durchgesetzt, welche von der SP abgelehnt
wird. Eine Ausklammerung dieser Bereiche von weitergehenden Liberalisierungen ist
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notwendig. Ahnliche Risiken bestehen im Bereich des Eisenbahnverkehrs, wéren dort
jedoch mit wenig Aufwand abzuwenden. Die SP wird zusammen mit gewerkschaftlichen
und linken Verbundeten fur eine Umkehr der Liberalisierung kampfen.

Die Durchsetzung des [Lohnschutzes und des in der EU anerkannten Prinzips «gleicher
Lohn fir gleiche Arbeit am gleichen Ort» mdissen im Sinne der Autonomie der einzelnen
Staaten geregelt werden. Der freie Dienstleistungsverkehr wurde in der EU zu einer
Grundfreiheit erhoben, namlich der Freiheit, Dienstleistungstatigkeiten im gesamten Bin-
nenmarkt zu erbringen. Die Entwicklung, dass die Arbeitsleistung ohne Niederlassungs-
recht als «Ware» und ohne «unverhéltnismassige» Einschrankungen exportiert werden
kann, muss zugunsten einer Relokalisierung der Arbeit Uberdacht werden. Diese muss
das Familienleben und das Gleichgewicht zwischen Arbeit, Erholung und Sozialleben
respektieren. Unter anderem aus diesem Grund hat sich die SP auch immer gegen den
Saisonnierstatus ausgesprochen. Die Entsendung von Arbeiter:innen braucht heute und
in Zukunft wirksame Schutzmassnahmen, die in der Kompetenz des Gastlandes liegen
mussen. Die korrekte Umsetzung der Personenfreizigigkeit mit dem damit verbundenen
Niederlassungsrecht und die Dienstleistungsfreiheit kbnnen nur fair ausgestaltet werden,
wenn in den verschiedenen nationalen Arbeitsmarkten alle Erwerbstétigen die gleichen
Rechte wie die einheimische Bevolkerung erhalten. Die besondere Lage der Grenzregi-
onen, in denen das Risiko von Lohndumping durch die Anstellung von Grenzganger:in-
nen sehr stark ist, muss berlcksichtigt werden: Spezifische Lohnschutzmassnahmen
mussen dort getroffen werden. In diesem Sinne fordert die SP, dass die Frage des Lohn-
schutzes und dessen Durchsetzung in der Zustandigkeit der Innenpolitik bleibt, in Ab-
stimmung mit den anderen europaischen Staaten und der EU.

Die Schweiz kénnte unter Druck gesetzt werden, der Eurozone beizutreten: Bei Beitritts-
verhandlungen wurde sich die Frage stellen, ob die Schweiz den Euro Ubernehmen
sollte. Als Exportwirtschaft, die standig gegen den zu hohen Wert ihrer Wahrung kampft,
ist es nicht ausgeschlossen, dass eine solche Ubernahme fiir die Schweiz von Interesse
sein konnte. Allerdings ist die Kontrolle Uber die Wahrung ein wichtiges Element der
wirtschaftlichen Souveranitat, und in einer Volksabstimmung ist zu erwarten, dass diese
Frage bei einer Volksabstimmung Uber einen EU-Beitritt entscheidend sein kdnnte. In
diesem Fall wird die Forderung nach einer Ausnahme nach danischem oder schwedi-
schem Vorbild notwendig.

4.3.3 EU-Beitritt als Chance — auch fur innere Reformen

Die vorliegende Auflistung der Vor- und Nachteile eines EU-Beitritts erhebt keinen Anspruch
auf Vollstandigkeit, sondern erwahnt lediglich einige zentrale Punkte. Es ist jedoch zu beto-
nen, dass nur schon die ersten beiden erwahnten Vorteile (Souveranitatsgewinn und Stabi-
lisierung des Friedensprojekts) so bedeutend sind, dass sie flr sich genommen rechtferti-
gen, die Zielsetzung eines EU-Beitritts der Schweiz endlich wieder ernsthaft anzuvisieren.

Die grosste Herausforderung bei einem EU-Beitritt der Schweiz ware die notwendige Reform
der schweizerischen direktdemokratischen Instrumente. Die Beibehaltung mdglichst gros-
ser Handlungsspielraume der direkten Demokratie ist im Fall von Beitrittsvernandlungen
eine zentrale Forderung der SP. Die direkte Demokratie gehdrt zur demokratischen Kultur
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der Schweiz. |lhr Erhalt ist auch eine Voraussetzung fur den Erfolg einer moglichen Volksab-
stimmung Uber einen EU-Beitritt. Die Schweiz muss zudem mit ihrer direktdemokratischen
Kultur einen Beitrag zur Abschwachung des Demokratiedefizits auf europaischer Ebene leis-
ten. Dafur muss sich die Schweiz fUr direktdemokratische Strukturen auf gesamteuropai-
scher Ebene stark machen. Sofern das Volk nicht Gber Texte abstimmt, die gegen die grund-
legenden Menschenrechte verstossen, sind seine Entscheidungen zu respektieren. Falls er-
forderlich, ist ein Opting-out-Mechanismus zu prtfen, der eine verhaltnismassige Regelung
der Folgen eines solchen Entscheides vorsieht. Hier ist jedoch zu betonen, dass der Hand-
lungsspielraum bei der Umsetzung von EU-Recht meistens gross ist, was faktisch dazu fuh-
ren wurde, dass die meisten Volksentscheide weiterhin eine unmittelbar rechtsetzende Wir-
kung hatten, da sie EU-rechtskonform ausgelegt werden kénnten. Zudem ist klar, dass die
direkte Demokratie bereits heute aufgrund der fehlenden EU-Mitgliedschaft ausgehdhlt wird:
Denn die Schweizer Volksvertreter:iinnen kénnen in zahlreichen Rechtsbereichen faktisch
nicht mehr souveran Gesetze erlassen, sondern mussen im euphemistisch «autonoms» ge-
nannten Nachvollzug die Rechtsentwicklung auf europaischer Ebene kopieren, um weiter-
hin mit unseren Nachbarlandern handeln und kooperieren zu kbnnen. Der Souveranitatsge-
winn eines EU-Beitritts ist deshalb hdher zu werten als die in jedem Fall zunehmend einge-
schrénkten direktdemokratischen Mitentscheidungsrechte.

Ein weiterer bedeutender Nachteil eines Beitritts ist die unsoziale Erhéhung der Mehrwert-
steuer auf 15%. Die erheblichen Zusatzeinnahmen mussten der Schweizer Bevolkerung voll-
standig ruckerstattet werden. Die SP fordert, dass im Falle eines EU-Beitritts die durch die
Erhohung der Mehrwertsteuer anfallenden Zusatzeinnahmen dafur eingesetzt wirden, allen
in der Schweiz lebenden Menschen die obligatorischen Krankenkassengebuhren zu finan-
zieren, und somit den Kaufkraftverlust wieder rickgangig zu machen. Zudem waren Netto-
zahlungen an die EU fur die Bundeskasse problemlos verkraftbar, da durch den erhohten
Mehrwertsteuersatz, selbst bei einer vollstdndigen Finanzierung der obligatorischen Kran-
kenkassenpramien, ein Zugewinn fur die Bundeskasse resultieren wurde.

Schliesslich bleibt die in der EU bereits umgesetzte grenziiberschreitende wettbewerbliche
Ausgestaltung des Strom-, Telekommunikation- und Postmarktes aus sozialdemokratischer
Sicht eine grosse Herausforderung. In Beitrittsverhandlungen wird die SP eine moglichst
umfassende Ausnahme beim Service Public anstreben. Fur die SP ist zentral, dass die fla-
chendeckende Grundversorgung der Bevdlkerung mit qualitativ hochstehenden &ffentli-
chen Dienstleistungen zu einem fur alle erschwinglichen Preis sichergestellt bleibt. Die be-
deutenden Handlungsspielrdume der innerstaatlichen Umsetzung von Europarecht waren
in diesen Fallen konsequent zugunsten eines starken Service Public und gegen weitere Libe-
ralisierungen auszulegen.

Beurteilt man die Vor- und Nachteile eines EU-Beitritts, wird klar, dass die Vorteile eindeutig
Uberwiegen, zumal die meisten Nachteile durch innerstaatliche Reformen abgefedert wer-
den kénnten. Die Vorteile eines Beitritts sind zahlreicher und bedeutender als die Nachteile.
Wie die vorliegende Analyse zeigt, ist der Bilaterale Weg ohne institutionelle Klarung blo-
ckiert (4.1), ein integrationspolitischer Ruckschritt ware mit zu vielen Nachteilen behaftet
(4.2) und der EWR-Beitritt wéare deutlich weniger vorteilhaft als der EU-Beitritt (4.3.1). Die
eindeutig erstrebenswerteste Option ist die Vollmitgliedschaft der Schweiz in der EU. Die
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Mitgliedschaft ist eine Chance. Die SP fordert deshalb zu gegebener Zeit die Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen.

Gleichzeitig ist der SP bewusst, dass der EU-Beitritt in der Schweiz kurzfristig nicht mehr-
heitsfahig ist. Doch Mehrheitsverhéaltnisse kbnnen sich rasch éndern: Zwischen der klaren
Ablehnung und der klaren Annahme des Frauenstimmrechts vergingen beispielsweise nur
zwOlf Jahre." Darum will die SP die Beitritts-Option wieder in die 6ffentliche Debatte einbrin-
gen. Kurzfristig braucht es aber auch einen Plan, um eine mehrheitsfahige, schrittweise In-
tegration der Schweiz voranzubringen. Wie gezeigt, geht dies nur Uber die Klarung der insti-
tutionellen Fragen.

" Am 1. Februar 1959 lehnten die Stimmberechtigten das eidgendssische Frauenstimmrecht mit 66,9% Nein ab. Nur
zwoIf Jahre spéter, am 7. Februar 1971, nahmen die stimmberechtigten Manner die Einfihrung des Frauenstimmrechts
mit 65,7% Ja an.
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5. DER NACHSTE SCHRITT: ASSOZIIERUNG

Auch wenn der EU-Beitritt die beste Losung fur die Schweiz darstellt, ist die kurzfristige Sta-
bilisierung des sogenannten «bilateralen» Weges die einzige Moglichkeit, um in einem
nachsten Schritt die Teilhabe der Schweiz am Binnenmarkt und an den EU-Kooperations-
programmen zu sichern. Und dafur braucht es eine Klarung der institutionellen Fragen.
Diese kann in vier Schritten erreicht werden: Durch kurzfristige, vertrauensbildende Mass-
nahmen der Schweiz (5.1), durch ein befristetes Stabilisierungsabkommen (5.2), durch ein
Europagesetz, welches die Europapolitik demokratisch abstutzt und die Europa-Koalition
wiederherstellt (5.3) sowie schliesslich durch ein Assoziierungsabkommen mit der EU (5.4).

5.1 Vertrauensbildende Massnahmen der Schweiz

Seit dem Abbruch der Verhandlungen Uber das institutionelle Abkommen am 26. Mai 2021
durch die Schweiz besteht ein Vertrauensproblem zwischen Bern und BrUssel. Dieses Ver-
trauen muss durch kurzfristige, unilaterale Massnahmen der Schweiz zuerst wiederaufge-
baut werden. Die SP schlagt dafur folgende Massnahmen vor: Erstens sollte der Bundesrat
der EU-Kommission klar zu verstehen geben, dass er weiterhin an einer Klarung der institu-
tionellen Fragen interessiert ist. Zweitens, und dies ist zentral, sollten die Kohasionszahlun-
gen erhoht werden. Drittens soll sich die Schweiz in der européischen Migrationspolitik soli-
darisch zeigen, indem sie deutlich mehr Fllichtende aufnimmt. Dies ist unabh&ngig von un-
seren Beziehungen zur EU richtig und entspricht den humanitaren Werten der Schweiz. Vier-
tens soll sich die Schweiz zu den Prinzipien der «Européaischen Saule sozialer Rechte» be-
kennen und die wichtigsten Bestimmungen der bestehenden und noch in Erarbeitung ste-
henden EU-Richtlinien Ubernehmen, welche diese Prinzipien umsetzen: eine Elternzeit, Mit-
bestimmungsrechte in Unternehmen, Verbesserung der Mindeststandards bei Arbeitsvertra-
gen, die Durchsetzung der Lohngleichheit, die Férderung der GAV-Abdeckung, die Ver-
pflichtung zur Einhaltung der GAV sowie die Starkung der unternehmerischen Sorgfalts-
pflichten. Flnftens soll die Schweiz mit der EU eine enge Absprache in Sachen Steuerstan-
dards anstreben. Der Bundesrat soll sich zu einem substanziellen Mindeststeuersatz fur die
Besteuerung gewinnbringender Unternehmen bekennen. Die Schweiz soll sich darauf vor-
bereiten, einen entsprechenden von der EU beschlossen Standard zu Gbernehmen. Ausser-
dem soll sie fur die Besteuerung multinationaler Unternehmen dort, wo diese ihre Gewinne
erzielen, eintreten. Zudem soll sich die Schweiz zur Kooperation bei der Bekdmpfung von
Steuerbetrug, Steuerhinterziehung, Geldwascherei und Wirtschaftskriminalitdt bekennen
und einen entsprechenden Aktionsplan aushandeln.

Diese kurzfristigen Massnahmen werden es der Schweiz erlauben, einen ernsthaften politi-
schen Dialog mit Brussel aufzubauen und das Vertrauen wiederherzustellen. Dies sollte es
ermoglichen, ein befristetes Stabilisierungsabkommen mit der EU auszuhandeln. Einzelne
der dargelegten Massnahmen (insbesondere die Erhdhung der Kohasionszahlungen) konn-
ten auch Konzessionen der Schweiz in den Verhandlungen tber ein Stabilisierungsabkom-
men darstellen.
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5.2 Befristetes Stabilisierungsabkommen

Die SP schlagt vor, die Verhandlungen mit der EU in zwei Phasen aufzuteilen: In einer ersten
Phase wird ein auf fUnf Jahre befristetes Stabilisierungsabkommen verhandelt, welches die
Teilnahme an den Kooperationsprogrammen (Horizon Europe, Erasmus+, etc.) regelt. In ei-
ner zweiten Phase folgen neue Verhandlungen zu den Fragen des Binnenmarktzugangs
und der damit verbundenen institutionellen Fragen. Diese Aufteilung der Verhandlungen
durfte es erleichtern, die bestehende Blockade zu I6sen. Dies erfordert, dass sich sowohl
die Schweiz wie auch die EU bewegen: Die Schweiz macht aktiv einen Schritt auf die EU zu,
indem sie klarstellt, dass die heutigen Beziehungen so rasch wie moglich weiterentwickelt
werden sollen. Die EU macht ihrerseits einen Schritt auf die Schweiz zu, indem sie eine As-
soziierung bei den Kooperationsabkommen nicht von einer vorhergehenden Klarung der
institutionellen Fragen abhangig macht.

Aufbauend auf dem bis Ende 2027 befristeten Stabilisierungsabkommen sind ab 2023 Ver-
handlungen uUber ein Assoziierungsabkommen, ein sogenanntes «Wirtschafts- und Koope-
rationsabkommen» anzustreben. Das Zeitfenster der Verhandlungen richtet sich dabei am
siebenjéhrigen EU-Haushalt (2021-2027) aus. Das Wirtschafts- und Kooperationsabkom-
men sollte spatestens zu Beginn des nachsten EU-Haushalts am 1. Januar 2028 in Kraft
treten. Innenpolitisch werden die Verhandlungen Uber ein Stabilisierungsabkommen mit den
oben beschriebenen vertrauensbildenden Massnahmen sowie mit einem Europagesetz er-
génzt.

5.3 Europagesetz als demokratische Grundlage

Um in einer Volksabstimmung bestehen zu k&nnen, muss eine Klarung der institutionellen
Fragen von der klassischen Europa-Koalition, d.h. von allen Parteien ausser die SVP, getra-
gen werden. Die Erarbeitung eines Europa-Gesetzes kann diese Koalition wiederherstellen
und dem Bundesrat einen ausreichend klaren Auftrag flr die ndchsten Verhandlungen mit
der EU erteilen. Dieser Zwischenschritt hat zudem den zentralen Vorteil, dass das Risiko
eines «Scherbenhaufen-Referendums» nicht besteht. Es ist klar, dass ein weiterer, dem
EWR-Nein von 1992 vergleichbarer Moment von allen pro-europaischen Kraften vermieden
werden muss. Denn die Europapolitik darf nicht wieder Uber viele Jahre blockiert sein. Im
Gegensatz zu einer Abstimmung Uber einen ausgehandelten Staatsvertrag besteht bei ei-
nem Europa-Gesetz kein solches Risiko: Falls das Europa-Gesetz an der Urne scheitert,
konnte es innert kurzer Zeit Uberarbeitet werden. Das Scheitern eines Europa-Gesetzes
wiurde also die Europapolitik um wenige Jahre zurlickwerfen — was zwar sehr bedauerlich
waére, jedoch nicht so gravierend wie ein erneutes Nein zu einem ausgehandelten Vertrag.

Ein Europa-Gesetz sollte drei Elemente enthalten: Erstens einen Grundsatzentscheid, auf
welcher europaischen Integrationsstufe sich die Schweiz einreihen will. Fur die SP ist Kklar,
dass mindestens die sektorielle Teilnahme am Binnenmarkt sowie an den EU-Kooperations-
abkommen garantiert werden muss. Im Minimum muss der der erodierende Status Quo
durch einen institutionellen Rahmen stabilisiert werden. Zweitens mussen prozessuale Fra-
gen geklart werden, damit beispielsweise eindeutig wird, welches Staatsorgan flr die An-
passung des Verhandlungsmandats oder fur einen allfélligen Verhandlungsabbruchs zu-

standig ist. Drittens mussen materielle Aspekte geklart werden.
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Die SP ist der Uberzeugung, dass es eine Klarung der institutionellen Fragen mit der EU
braucht. Dies kann in Form eines Assoziierungsabkommens - eines «Wirtschafts- und Ko-
operationsabkommens» - erreicht werden. Konkret heisst dies: Die Schweiz bleibt im Ver-
haltnis mit der EU vorerst ein Drittstaat, will aber in vielen Politikfeldern den Status als «ver-
traglich assoziiertes Drittland» erreichen. Das Assoziierungsabkommen zur Mitwirkung am
EU-Binnenmarkt muss die Aufdatierung bestehender sektorieller Marktzugangsabkommen
und das Abschliessen neuer solcher Abkommen ermdglichen. Das Assoziierungsabkom-
men zu Schengen/Dublin wird trotz Kritik an der aktuellen Fltchtlingspolitik der EU weiter-
gefuhrt; die SP wird sich jedoch zusammen mit Verblndeten fur die dringende Reform des
Abkommens stark machen. bei den Kooperationsprogrammen strebt die Schweiz regelméas-
sig ein Multiprogramm-Assoziierungsabkommen an; die Schweiz unterstitzt bei grossen ge-
sellschaftlichen Themen (kooperative Sicherheit, Klima, Digitalisierung, Wirtschaftssanktio-
nen) die Bemuhungen der EU im Sinne einer européaischen Zusammengehdrigkeit und die
Kohasionszahlungen werden erhéht.

Was ein Europa-Gesetz genau enthalten soll, wird durch das Parlament und damit durch die
klassische Europa-Koalition festgelegt. Wichtig ist dabei, dass klare Ziele definiert werden.
Fur die SP ist es beispielsweise absolut zentral, dass in der Schweiz das reale Schutzniveau
der Arbeitenden bei Arbeitsbedingungen und Léhnen gesichert und ausgebaut werden
muss. Die Schweizer Lohnschutzmassnahmen werden auch in Zukunft europarechtskon-
form sein, wobei die Schweiz die Interpretation Uber deren Konformitat selbst vornehmen
kann. Komplementar und im Sinne der Rechtssicherheit kdnnten die Vertragsparteien auch
ein «gemeinsames Auslegungsinstrument zum Lohn- und Arbeitendenschutz» gemass Art.
31 des Wiener Ubereinkommens (ber das Recht der Vertrage * abschliessen. Das Europa-
recht |asst grosse Interpretationsspielraume zu. Diese mussen genutzt werden, und zwar so,
dass das Niveau des in der Schweiz geltenden Schutzes von Arbeitenden gewahrt bleibt
und ausgebaut werden kann.

Die von der SP angestrebten, konkreten Vorschlage zur Verscharfung der arbeitsmarktli-
chen Massnahmen (innerstaatliches Recht) betreffen die Verpflichtung zur Auszahlung der
Lohne in Schweizer Franken, die Starkung des Kindigungsschutzes bei Dumping, erleich-
terte gesetzliche Mindestlohne, erleichterte Gesamtarbeitsvertrage, eine restriktive Definition
von Lehrvertragen mit Lehrlingen mit Wohnsitz im Ausland und die Einschrankung der Leih-
arbeit.

Der Einsatz der SP flr einen starken Schutz von Arbeitenden ist dabei kein Widerspruch zu
einer klaren Unterstltzung der Personenfreiztigigkeit. Im Gegenteil. Diese ist eine der gross-
ten Errungenschaften des européischen Einigungsprozesses. Das EU-Recht, welches das
Prinzip «gleicher Lohn fur gleiche Arbeit am gleichen Ort» mittlerweile gerichtsfest verankert,
stellt dabei den Rahmen dar, um das Niveau des in der Schweiz geltenden Schutzes von
Arbeitenden mit der Personenfreizligigkeit zu vereinbaren. Im Europa-Gesetz sind diese
Ziele zu definieren.

Die Erarbeitung eines Europa-Gesetzes wurde nicht nur die klassische Europa-Koalition wie-
derherstellen, ein «Scherbenhaufen-Referendum» verhindern und dem Bundesrat ein breit
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abgestltztes Verhandlungsmandat erteilen, sondern auch einen schnellen Prozess ermog-
lichen: Dies ist zentral, denn eines der Hauptprobleme des gescheiterten institutionellen Ab-
kommens war, dass es zu lange dauerte, bis die Schweiz ihre Position dazu klaren konnte.
Auf der Basis eines breit getragenen Europa-Gesetzes und eines befristeten Stabilisierungs-
abkommens kdnnte der Bundesrat ein neues Assoziierungsabkommen verhandeln und die-
ses rasch zum Abschluss bringen. Nur in einem solch breit abgestutzten und klar definierten
Prozess kann eine mehrheitsfahige Klarung der institutionellen Fragen erreicht werden.

5.4 Assoziierung verhandeln statt von ,Bilateralismus‘ sprechen

Klar ist, dass die Schweizer Regierung fur den Abschluss eines Assoziierungsabkommens
eine bessere Verhandlungsstrategie und -taktik braucht, als dies beim gescheiterten Rah-
menabkommen der Fall war. Ein Assoziierungsabkommen darf sich nicht nur auf die abs-
trakten institutionellen Fragen (Rechtsentwicklung, Auslegung, Uberwachung, Streitbeile-
gung) beschranken. Stattdessen sollte die Verhandlungsmasse materiell erweitert werden,
basierend auf dem Europa-Gesetz und dem befristeten Stabilisierungsabkommen: Der Ab-
schluss weiterer Marktzugangsabkommen, die Modernisierung bestehender solcher Ab-
kommen sowie eine Vollassoziierung an EU-Kooperationsprogramme wie Horizon Europe
oder Erasmus+ sollten in einem Gesamtpaket verhandelt werden. Die Schweiz kann ihrer-
seits die substanzielle Erhdhung ™ und Verstetigung der Kohésionszahlungen nach dem Vor-
bild Norwegens in Aussicht stellen. Eine solche Ausdehnung der Verhandlungsmasse
wurde die Mehrheitsfahigkeit eines neuen Assoziierungsabkommens deutlich erhéhen: An-
statt einen Souveranitatsdiskurs aus dem vorletzten Jahrhundert zu fuhren, wiirde sich die
Debatte um greifbare Themen wie die Teilnahme der Schweizer Unternehmen am EU-Bin-
nenmarkt oder die Zusammenarbeit mit europaischen Forschenden drehen.

Ein solches Wirtschafts- und Kooperationsabkommen wurde die meisten Probleme des bi-
lateralen Wegs |6sen. Doch die mangelnde Mitbestimmung der Schweiz bei der europai-
schen Rechtsetzung ware damit weiterhin nicht gel6st. Das Ziel kann deshalb nur ein Beitritt
der Schweiz zur Européischen Union bleiben. Der anzustrebende Zeitplan ist fUr die SP klar:
Bis ins Jahr 2023 soll ein Stabilisierungsabkommen in Kraft treten. Ab 2023 wird darauf
aufbauend ein Wirtschafts- und Kooperationsabkommen verhandelt, welches spéatestens im
Jahr 2027 in Kraft treten soll. Der EU-Beitritt der Schweiz ist schliesslich ab 2027 in Form
eines Beitrittsgesuchs der Schweiz aufzugleisen. Ein Assoziierungsabkommen darf daher
keine Bestimmungen enthalten, die eine Weiterentwicklung der Integration der Schweiz in
das europaische Projekt in irgendwelcher Weise erschweren oder gar verhindern.

Klar ist auch, dass sich der innenpolitische Diskurs der Schweiz den tatsachlichen Gege-
benheiten anpassen muss. Die Begrifflichkeiten des Bilateralismus mussen Uberwunden
werden, weil sie bei den Menschen falsche Vorstellungen wecken. Es geht schliesslich
schon lange nicht mehr um ein «bilaterales» Verhéaltnis zwischen den zwei Akteuren EU und
Schweiz, sondern um eine partielle Integration der Schweiz in den europaischen Rechts-
raum (inkl. Weiterentwicklung) sowie um einen hindernisfreien Zugang zum EU-

'® Das Gutachten «Alternativen im Verhandlungsprozess» vom Ambuhl/Scherer vom 8. Februar 2021 erwéhnt einen «fai-
ren finanziellen Beitrag» von CHF 330 Mio./Jahr. Heute leistet die Schweiz einen Kohasionsbeitrag von rund CHF 130
Mio./Jahr.
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Binnenmarkt. Der sektorielle «Bilateralismus» muss sich dieser neuen Realitat anpassen und
sich in eine umfassende «Assoziierung» weiterentwickeln — auch im Sprachgebrauch. Die
SP will somit aufbrechen in die Zeit der «Assoziierung», der «Partnerschaft» und der «Integra-
tion» sowie hoffentlich bald auch der «Teilnahme» und der «Zugehorigkeit».

Seite 35 von 35



	1. Inhalt
	2. Europa ist die Erweiterung unserer politischen Heimat
	3. Entwicklung der EU aus sozialdemokratischer Sicht
	3.1 Binnenmarkt und Freizügigkeit
	3.2 Soziale Fort- und Rückschritte
	3.3 Wiederbelebung der Sozialpolitik und Versagen in der Migrationsfrage
	3.4 Keynesianische Krisenpolitik als Wendepunkt
	3.5 ‚Brussels Effect‘, Rechtsstaatlichkeit und europäische Souveränität
	3.6 Europäische Union als fortschreitendes Integrationsprojekt

	4. Verhältnis Schweiz-EU aus sozialdemokratischer Sicht
	4.1 Traditioneller Bilateralismus ist blockiert
	4.1.1 Aufgabe des Beitrittsziels, Osterweitung und Brexit schaffen Probleme
	4.1.2 Der ‚bilaterale Weg‘ stösst an strukturelle Grenzen

	4.2 Freihandel statt Binnenmarkt bedeutet Rückschritt
	4.2.1 Freihandelsabkommen von 1972 statt Integration
	4.2.2 Schweizer ‚Brexit-Lösung‘ statt Integration

	4.3 Aufbruch in ein soziales und demokratisches Europa
	4.3.1 Umfassende Assoziierung am EU-Binnenmarkt: EWR
	4.3.2 Vor- und Nachteile eines EU-Beitritts
	4.3.2.1 Vorteile eines EU-Beitritts
	4.3.2.2 Herausforderungen und Nachteile eines EU-Beitritts
	4.3.3 EU-Beitritt als Chance – auch für innere Reformen


	5. Der nächste Schritt: Assoziierung
	5.1 Vertrauensbildende Massnahmen der Schweiz
	5.2 Befristetes Stabilisierungsabkommen
	5.3 Europagesetz als demokratische Grundlage
	5.4 Assoziierung verhandeln statt von ‚Bilateralismus‘ sprechen


